Information iiber zwingende Vorschriften in Osterreich

(gemaR Artikel 11 Abs. 7 der RL 2016/2341/EU uiber die Tatigkeiten
und die Beaufsichtigung von Einrichtungen der betrieblichen

Altersversorgung (EbAV))

Gemall § 11b Pensionskassengesetz (PKG) haben Einrichtungen der betrieblichen
Altersversorgung aus einem anderen EWR-Vertragsstaat bei grenziberschreitenden
Téatigkeiten nach Osterreich folgende inlandische Vorschriften einzuhalten:

a. Allgemeine gesetzliche Grundlagen
b. Relevante arbeits- und sozialrechtliche Vorschriften

c. Informationspflichten

Einrichtungen aus Mitgliedstaaten in Osterreich
§ 11b. PKG

(1) Pensionskassengeschafte durfen nach Malligabe der Abs. 2 bis 8 und nach
vorheriger Genehmigung durch die zustandige Behdrde des Herkunftsmitgliedstaates
von einer Einrichtung gemaR § 5 Z 4 in Osterreich im Wege des freien
Dienstleistungsverkehrs oder Uber eine Zweigstelle erbracht werden.

(2) Beabsichtigt eine Einrichtung die Pensionskassenzusage eines Arbeitgebers in
Osterreich zu verwalten, so erfordert dies eine Mitteilung der zustandigen Behorde
des Herkunftsmitgliedstaates Uber die Angaben gemaR § 11a Abs. 2 Z 2 und 3 an die
FMA.

(3) Bei Errichtung einer Zweigstelle in Osterreich kann die FMA die zusténdige Behérde
des Herkunftsmitgliedstaates um Ubermittlung aller Angaben Uber die Einrichtung
gemal § 11a Abs. 3 Z 2 und 3 ersuchen.

(4) Nach Ubermittlung der Angaben gemaR Abs. 2 hat die FMA binnen sechs Wochen
der zustandigen Behodrde des Herkunftsmitgliedstaates mitzuteilen, dass von der
Einrichtung die einschlagigen arbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften,

insbesondere
1. §1,8§221,8§3,84,8§5,85a,§6, §6e, §16,§ 16a, § 17, § 18 und § 19 BPG
und

2. §1Abs.2und 2a, §12 Abs. 6 und 7, § 12a, § 15, § 15a, § 16, §16a, § 17, § 18,
§28, § 43 und § 48 einschliellich der dazu von der FMA erlassenen
Verordnungen einzuhalten sind sowie

3. §11b, § 19, § 19b, § 25a Abs. 4 und § 30a Abs. 2 einschliellich der dazu von der
FMA erlassenen Verordnungen anzuwenden sind.
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(5) Nach der Mitteilung gemaf Abs. 4, spatestens aber nach Ablauf einer Frist von sechs
Wochen nach der Mitteilung gemaR® Abs. 2, darf die Einrichtung gemal Abs. 1 die
Tatigkeit in Osterreich in Bezug auf das angezeigte Pensionskassengeschaft
erbringen. Fur Streitigkeiten zwischen Anwartschafts- und Leistungsberechtigten
sowie zwischen beitragleistenden Arbeitgebern und der Einrichtung gemall § 5 Z 4
aus solchen grenzuberschreitenden Pensionskassengeschaften ist jenes Gericht
oOrtlich zustandig, in dessen Sprengel sich der Sitz des Gerichtes 1. Instanz befindet,
das fir Streitigkeiten aus dem der Pensionskassenzusage zugrunde liegenden
Arbeitsverhaltnis zustandig ware. Die Vereinbarung eines davon abweichenden
inlandischen Gerichtsstandes ist vorbehaltlich anders lautender Regelungen zulassig.
Der Pensionskassenvertrag und alle wesentlichen Unterlagen sind von der
Einrichtung gemalR § 5 Z 4, sofern nicht im Kollektivvertrag, in der
Betriebsvereinbarung oder in der Vereinbarung gemaf Vertragsmuster nach dem
Betriebspensionsgesetz sowie in der Erklarung gemal § 3 Abs. 2 PKVG oder einer
gleichartigen landesgesetzlichen Vorschrift etwas anderes ausdrucklich vereinbart
wurde, in deutscher Sprache zur Verfiigung zu stellen.

(6) Die Einrichtung gemaR Abs. 1 hat der FMA jede Anderung der Angaben nach § 11a
Abs. 2 mindestens einen Monat vor der Durchfiihrung dieser Anderung schriftlich
anzuzeigen. Die FMA kann sich hierzu gemaf Abs. 4 dul3ern.

(7) Einrichtungen gemal Abs. 1, die Tétigkeiten in Osterreich im Wege des freien
Dienstleistungsverkehrs oder Uber eine Zweigstelle erbringen, haben die in Abs. 4
genannten Vorschriften und die auf Grund der vorgenannten Vorschriften erlassenen
Verordnungen und Bescheide einzuhalten.

(8) Die FMA hat die zustandigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaates Uber
wesentliche Anderungen der Bestimmungen gemaR Abs. 4 zu informieren, sofern
sich diese auf die Tatigkeit einer Einrichtung in Osterreich auswirken.

(9) Verwaltet eine Einrichtung gemal Abs. 1 eine Pensionskassenzusage, bei der die
Anwartschafts- und Leistungsberechtigten das Risiko aus der Veranlagung der
Vermdgenswerte voll tragen, so hat sie fur die Verwahrung der Vermogenswerte und
die Wahrnehmung von Aufsichtspflichten gemall den Art. 34 und 35 der Richtlinie
(EU) 2016/2341 eine oder mehrere Verwahrstellen zu bestellen.

§ 5. PKG
4. Einrichtung: die auslandische Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung, die

ungeachtet der jeweiligen Rechtsform nach dem Kapitaldeckungsverfahren arbeitet
und rechtlich unabhangig vom Arbeitgeber zu dem Zweck eingerichtet ist, unter
Einhaltung der einschlagigen arbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften
Pensionskassengeschafte zu erbringen und damit im unmittelbaren Zusammenhang
stehende Tatigkeiten auszutuben und die nach den Bestimmungen der Richtlinie (EU)
2016/2341 von der zustandigen Aufsichtsbehdrde des Herkunftsmitgliedstaats in ein
nationales Register eingetragen oder zugelassen ist;
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§1.

Auszug aus dem Betriebspensionsgesetz — BPG idF BGBI. | Nr. 100/2018

Geltungsbereich

(1) Dieses Bundesgesetz regelt die Sicherung von Leistungen und Anwartschaften aus
Zusagen zur die gesetzliche Pensionsversicherung erganzenden Alters-, Invaliditats-
und Hinterbliebenenversorgung (Leistungszusagen), die dem Arbeithnehmer im
Rahmen eines privatrechtlichen Arbeitsverhaltnisses vom Arbeitgeber gemacht
werden.
(2) Dieses Bundesgesetz gilt auch fur Zusagen gemaf Abschnitt 2 oder 2a an Mitglieder
von Vertretungsorganen juristischer Personen des Privatrechts, sofern
1. sie aus dieser Tatigkeit Einklinfte aus nichtselbstandiger Arbeit (§ 25 EStG 1988)
beziehen und

2. der Arbeitgeber Trager einer betrieblichen Pensionskasse ist oder zugunsten
seiner Arbeithnehmer einer Uberbetrieblichen Pensionskasse beigetreten ist oder
fur seine Arbeitnehmer eine betriebliche Kollektivversicherung abgeschlossen hat.

(3) Dieses Bundesgesetz gilt nicht fir Leistungszusagen und Leistungen
1. im Rahmen von Arbeitsverhaltnissen der land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter,

im Sinne des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBI. Nr. 287;
2. auf Grund der Bundesforste-Dienstordnung 1986, BGBI. Nr. 298;
die vom Arbeitgeber unmittelbar zu erfiillen, jederzeit ohne Angabe von Griinden
widerruflich sind und keinen Rechtsanspruch auf Leistungen vorsehen.

(4) Far Anspriche im Sinne des Abs. 1 aus Unterstitzungs- und sonstigen Hilfskassen
gelten nur die Abschnitte 5 und 6.

(5) Fur Leistungen und Anwartschaften von Arbeitnehmern, die gemal § 5 Abs. 1 Z 3
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), BGBI. Nr. 189/1955, oder
gemall § 38 Abs. 3 des Nationalbankgesetzes 1984, BGBI. Nr. 50, oder nach
anderen vergleichbaren gesetzlichen Bestimmungen von der gesetzlichen
Pensionsversicherungspflicht ausgenommen und bei natirlichen Personen oder
juristischen Personen des Privatrechts beschéftigt sind, gilt dieses Bundesgesetz flr
jene Leistungen und Anwartschaften, welche die aufgrund von Versicherungszeiten
und Bemessungsgrundlagen vergleichbaren Anspriche nach dem ASVG
Ubersteigen.

Arten der Leistungszusagen

§ 2. Leistungszusagen im Sinne des § 1 Abs. 1 sind Verpflichtungen des Arbeitgebers aus
einseitigen Erklarungen, Einzelvereinbarungen oder aus Normen der kollektiven
Rechtsgestaltung,

1. Beitrdge an eine Pensionskasse oder an eine Einrichtung im Sinne des § 5 Z 4
Pensionskassengesetz (PKG), BGBI. Nr. 281/1990, zugunsten des Arbeitnehmers
und seiner Hinterbliebenen zu zahlen; Pramien flir eine betriebliche
Kollektivversicherung an ein zum Betrieb der Lebensversicherung im Inland
berechtigtes Versicherungsunternehmen (§ 93 des Versicherungsaufsichtsgesetzes
2016 — VAG 2016, BGBI. I Nr. 34/2015) zugunsten des Arbeithehmers und seiner
Hinterbliebenen zu  zahlen; Pensionskassenzusagen oder  betriebliche
Kollektivversicherungen haben  jedenfalls eine  Altersversorgung und
Hinterbliebenenversorgung zu enthalten; Alterspensionen sind lebenslang,
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Hinterbliebenenpensionen entsprechend der im Pensionskassenvertrag oder
Versicherungsvertrag festgelegten Dauer zu leisten;

Pensionskasse — Voraussetzungen fiir Errichtung, Beitritt und Auflosung

§ 3.

(1) Die Errichtung einer betrieblichen Pensionskasse oder der Beitritt zu einer
betrieblichen oder Uberbetrieblichen Pensionskasse bedarf mit Ausnahme der in Abs.
2 genannten Falle nach Maligabe des § 15 Abs. 4 PKG, zur Rechtswirksamkeit des
Abschlusses einer Betriebsvereinbarung oder in den Fallen des Abs. 1a eines
Kollektivvertrages. Kollektivvertrag oder Betriebsvereinbarung haben jedenfalls zu
regeln:

1.

2a.

Die Mitwirkung der Anwartschafts- und Leistungsberechtigten an der Verwaltung
der Pensionskasse oder Einrichtung im Sinne des § 5 Z 4 PKG;

das Leistungsrecht, dazu gehdren insbesondere die Anspriche der
Anwartschafts- und Leistungsberechtigten; die H6he der vom/von der
Arbeitgeber/in zu entrichtenden Beitrdge, die im Falle beitragsorientierter
Vereinbarungen mit der Pensionskasse betragsmalig oder in fester Relation zu
laufenden Entgelten oder Entgeltbestandteilen festzulegen sind; zusatzlich
kénnen bei beitragsorientierten Vereinbarungen variable Beitrage bis zur Hoéhe
der vom/von der Arbeitgeber/in verpflichtend zu entrichtenden Beitrage oder,
sofern sich der/die Arbeitgeber/in zur Leistung eines Beitrages flr
Arbeithehmer/innen von mindestens 2 vH des laufenden Entgelts verpflichtet,
variable Beitrdge in fester Relation zu einer oder mehreren betrieblichen
Kennzahlen im Sinne des Abs. 1 Z 2a bis zur Hohe des sich aus § 4 Abs. 4 Z 2 lit.
a EStG 1988 ergebenden Betrages vorgesehen werden; die allfallige
Verpflichtung des/der Arbeitgebers/in zur Beitragsanpassung bei Auftreten von
zusatzlichen  Deckungserfordernissen; die allféllige Vereinbarung von
Wahlrechten gemaf § 12 Abs. 7 PKG;

die der variablen Beitragsleistung zu Grunde liegende betriebliche Kennzahl: Eine
betriebliche Kennzahl ist eine nachvollziehbare und allgemein zugéngliche, nach
objektiven Kriterien ermittelte betriebswirtschaftliche, steuerrechtliche oder
unternehmensrechtliche Kennzahl, die der jeweiligen Branche des Betriebs, dem
konkreten Gegenstand, der Grofle und dem Umfang des Betriebs sowie dem
allgemeinen Betriebsrisiko dieses Betriebs Rechnung tragt; die Vereinbarung
mehrerer Kennzahlen pro Betrieb oder die Vereinbarung einer Kennzahl, die sich
anteilsmaRig aus mehreren Kennzahlen zusammensetzt, ist zulassig;

die Voraussetzungen und die Rechtswirkungen der Aufldsung einer betrieblichen
Pensionskasse, wobei der Sicherung der Anspriche der Anwartschafts- und
Leistungsberechtigten der Vorrang vor anderen Leistungen der Kasse zu geben
ist; die Voraussetzungen far die Arbeitgeberkindigung des
Pensionskassenvertrages gemall § 17 PKG und die Rechtswirkungen dieser
Kundigung hinsichtlich der Anspriche der  Anwartschafts- und
Leistungsberechtigten.

(1a) Eine Pensionskassenregelung kann in einem Kollektivvertrag vorgesehen werden,
wenn

1.

ein Kollektivvertrag zum Stichtag 1. Janner 1997 eine betriebliche
Alters(Hinterbliebenen)versorgung vorsieht, oder
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2. eine solche fur einen nicht dem Il. Teil des Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBI. Nr.
22/1974, unterliegenden Betrieb (oder ein Unternehmen) getroffen werden soll.

(1b) Bei

1. Wegfall der kollektivvertraglichen Pensionskassenzusage durch Wechsel der
Kollektivvertragsangehdrigkeit oder

2. Erléschen des Kollektivvertrages durch Kiindigung

werden die Regelungen des Kollektivvertrages Uber eine Pensionskassenzusage

Inhalt des Arbeitsvertrages des Anwartschaftsberechtigten.

(1c) Bei sonstigem Erléschen des Kollektivvertrages bleibt dem
Anwartschaftsberechtigten die bis zur Beendigung seiner Nachwirkung (§ 13 ArbVG)
erworbene Anwartschaft aus der Pensionskassenzusage erhalten, wobei der
Anwartschaftsberechtigte zum Zeitpunkt der Beendigung der Nachwirkung dieselben
Rechte (§ 6 Abs. 3) wie bei Widerruf der Beitragsleistung durch den Arbeitgeber hat.

(2) Far Arbeitnehmer, die von keinem Betriebsrat vertreten sind oder flr die kein
Kollektivvertrag (im Sinne der Abs. 1 und 1a) gilt, bedarf der Beitritt zu einer
Pensionskasse des vorherigen Abschlusses einer Vereinbarung mit dem Arbeitgeber,
die nach einem Vertragsmuster unter Bericksichtigung des § 18 zu gestalten ist.
Dieses Vertragsmuster hat die in Abs. 1 genannten Angelegenheiten zu regeln.

(3) Werden Anspriche ehemaliger Arbeitnehmer aus direkten Leistungszusagen auf
eine Pensionskasse Ubertragen, ist Abs. 2 anzuwenden.

(4) Hat sich der Arbeitnehmer verpflichtet, eigene Beitrage zu leisten, kann er seine
Beitragsleistung jederzeit einstellen oder flr einen Zeitraum von mindestens zwei
Jahren aussetzen oder einschrénken. Der Arbeitnehmer kann seine Beitragsleistung
auch dann einstellen, aussetzen oder einschranken, wenn der Arbeitgeber eine
entsprechende Anderung seiner Beitragsleistung zuldssigerweise vornimmt (§ 6). Die
Beitrdge des Arbeitnehmers dirfen die Summe der jahrlichen Beitrdge des
Arbeitgebers nicht tbersteigen, ausgenommen
1. indenin § 6 genannten Fallen oder
2. in den Fallen, in denen der Arbeithehmer zusatzlich zu einer leistungsorientierten

Zusage des Arbeitgebers eigene Beitrdge (beitragsorientiert) leistet und die
Beitrage des Arbeitgebers sich zuldssigerweise vermindern, ohne dass die
Zusage verandert wird, oder
3. der Arbeitnehmer eigene Beitrage bis zu der in § 108a des
Einkommensteuergesetzes, BGBI. Nr. 400/1988, genannten Hbhe leistet, wobei
der Erstattungsbetrag nach § 108a EStG, der dem Konto fir
Arbeitnehmerbeitrdge gutgeschrieben werden kann, auf diesen Betrag nicht
anzurechnen ist.
Fir die Dauer einer Karenz im Sinne des Mutterschutzgesetzes 1979 (MSchG),
BGBI. Nr. 221, oder des Vater-Karenzgesetzes (VKG), BGBI. Nr. 651/1989, einer
Bildungskarenz nach § 11 des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes (AVRAG),
BGBI. Nr. 459/1993, sowie einer Freistellung gegen Entfall des Entgelts nach den §§
12, 14a oder 14b, 14c AVRAG kann der/die Arbeitnehmer/in seine/ihre Beitrage in
der bisherigen Hohe weiterzahlen oder auch die Beitrage des/der Arbeitgebers/in
Ubernehmen. Werden infolge einer Herabsetzung der Normalarbeitszeit gemal den
8§ 13, 14, 14a oder 14b, 14d AVRAG oder einer Teilzeitbeschaftigung im Sinne des
MSchG oder VKG die Beitrdge des/der Arbeitgebers/in vermindert, kann der/die
Arbeitnehmer/in seine/ihre Beitrage in der bisherigen Héhe weiterzahlen oder fir die
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Dauer der Arbeitszeitreduktion auch die entfallenden Beitrage des/der Arbeitgebers/in
Ubernehmen.

Verfugungs- und Exekutionsbeschrankungen
§ 4. Die Abtretung oder Verpfandung von Anwartschaften im Sinne der §§ 5 und 6 ist
rechtsunwirksam. Fur die Pfandung gilt die Exekutionsordnung, RGBI. Nr. 79/1896.

Unverfallbarkeit
§ 5.

(1) Bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses vor Eintritt des Leistungsfalles wird die aus
eigenen Beitrdgen des Arbeitnehmers und Beitrdgen des Arbeitgebers an eine
Pensionskasse bisher erworbene Anwartschaft auf Alters- und
Hinterbliebenenversorgung unverfallbar. In der Vereinbarung nach § 3 kann
vorgesehen werden, dal} die aus Arbeitgeberbeitragen erworbene Anwartschaft erst
nach Ablauf eines Zeitraumes von hdchstens drei Jahren nach Beginn der
Beitragszahlung des Arbeitgebers an die Pensionskasse unverfallbar wird. Diese
Frist gilt nicht, wenn im Zeitpunkt einer allfalligen Ubertragung einer Anwartschaft in
die Pensionskasse bereits ein Rechtsanspruch auf diese Anwartschaft besteht oder
die Beendigung des Arbeitsverhaltnisses infolge der Insolvenz des Arbeitgebers oder
infolge einer Betriebsstillegung erfolgt oder wenn im Zuge der Ubertragung eines
Unternehmens, Betriebes oder Betriebsteiles der neue Arbeitgeber eine Fortzahlung
der Beitrage verweigert.

(1a) Aus der unverfallbaren Anwartschaft (Abs. 1) ist ein Unverfallbarkeitsbetrag zu
errechnen. Dieser entspricht der auf Grund des Risikos des Alters und des Todes
geschéftsplanmafig zu bildenden Deckungsrickstellung (die dieser Berechnung
zugrunde zu legende Deckungsrickstellung hat nur Veranderungen des Entgelts bis
zum Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses zu beriicksichtigen) und darf
ab dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 754/1996 nicht geringer sein
1. bei individueller Fihrung der Schwankungsrickstellung (§§ 24 und 24a PKG) als

das Maximum aus der Deckungsrickstellung abztiglich der Verwaltungskosten fir

die Leistung des Unverfallbarkeitsbetrages und 95% der dem

Anwartschaftsberechtigten zugeordneten Deckungsruckstellung zuzuglich 95%

des Anteils an der Schwankungsrickstellung, oder

2. bei globaler Flihrung der Schwankungsrickstellung (§§ 24 und 24a PKG) als

a) 100% der dem/der Anwartschaftsberechtigten zugeordneten
Deckungsruckstellung oder

b) das Maximum aus der Deckungsruckstellung abziglich  der
Verwaltungskosten fir die Leistung des Unverfallbarkeitsbetrages und 95 vH
der dem/der Anwartschaftsberechtigten zugeordneten Deckungsruckstellung
zuzuglich 95 vH des Anteils an der Schwankungsruckstellung.

(1b) Eine Anderung der Berechnung des Unverfallbarkeitsbetrages bedarf jedenfalls
einer Anderung des Kollektivvertrages, der Betriebsvereinbarung oder der
Vereinbarung laut Vertragsmuster.

(2) Der Arbeitnehmer kann nach Beendigung des Arbeitsverhaltnisses
1. die Umwandlung des Unverfallbarkeitsbetrages gemal® Abs. 1a in eine

beitragsfrei gestellte Anwartschaft verlangen; bei Eintritt des Leistungsfalles hat
der Leistungsberechtigte gegen die Pensionskasse einen Anspruch aus der
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beitragsfrei gestellten Anwartschaft; im Falle einer beitragsorientierten Zusage
sind zusatzlich die anteiligen Veranlagungsertrage und anteiligen
versicherungstechnischen Gewinne oder Verluste bis zum Leistungsfall zu
bertcksichtigen;

2. die Ubertragung des Unverfallbarkeitsbetrages gemaR Abs. 1a in die
Pensionskasse oder in eine Einrichtung im Sinne des § 5 Z 4 PKG oder in eine
betriebliche Kollektivversicherung oder in eine Gruppenrentenversicherung
eines/einer neuen Arbeitgebers/in oder in eine Rentenversicherung ohne
Ruckkaufsrecht, in eine Einrichtung der zusatzlichen Pensionsversicherung nach
§ 479 ASVG oder in eine nach dem Kapitaldeckungsverfahren gestaltete
Altersversorgungseinrichtung nach § 173 Abs. 2 des
Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes (WTBG), BGBI. | Nr. 58/1999, nach § 50 Abs.
3 der Rechtsanwaltsordnung (RAO), RGBI. Nr. 96/1868, oder nach § 41 Abs. 4
des Gehaltskassengesetzes 2002, BGBI. | Nr. 154/2001, verlangen, wenn der/die
Arbeitnehmer/in bei der Ubertragung Anwartschafts- oder Leistungsberechtigter
ist;

2a. die Ubertragung des Unverfallbarkeitsbetrages gemaR Abs. 1a in eine
Pensionskasse oder in eine Einrichtung im Sinne des § 5 Z 4 PKG oder in eine
betriebliche Kollektivversicherung, in der flr den/die Arbeitnehmer/in bereits eine
unverfallbare Anwartschaft oder eine pramienfreie Versicherung veranlagt wird,
verlangen, wenn der/die neue Arbeitgeber/in nicht beabsichtigt, fir den/die
Arbeithehmer/in  eine  Pensionskassenzusage oder eine betriebliche
Kollektivversicherung abzuschlieen;

3. die Ubertragung des Unverfallbarkeitsbetrages gemal Abs. 1a in eine direkte
Leistungszusage eines neuen  Arbeitgebers verlangen, wenn ein
Arbeitgeberwechsel unter Wahrung der Pensionsanspriiche aus dem bisherigen
Arbeitsverhaltnis innerhalb eines Konzerns stattfindet;

4. die Ubertragung des Unverfallbarkeitsbetrages gemaB Abs. 1a in eine
auslandische Altersversorgungseinrichtung verlangen, wenn der Arbeitnehmer
seinen Arbeitsort dauernd ins Ausland verlegt;

5. die Fortsetzung nur mit eigenen Beitragen verlangen, wenn auf Grund einer
Leistungszusage mindestens funf Jahre Beitrage geleistet wurden, oder wenn ein
Arbeitgeberwechsel innerhalb eines Konzerns stattfindet.

(3) Gibt der/die Arbeitnehmer/in binnen sechs Monaten keine Erklarung Uber die
Verwendung seines/ihres Unverfallbarkeitsbetrages gemal Abs. 1a ab, ist dieser in
eine beitragsfrei gestellte Anwartschaft (Abs. 2 Z 1) umzuwandeln. Verlangt der/die
Arbeitnehmer/in zu einem spateren Zeitpunkt die Ubertragung dieser Anwartschaft in
die Pensionskasse oder in eine Einrichtung im Sinne des § 5 Z 4 PKG oder in eine
betriebliche Kollektivversicherung oder in eine Gruppenrentenversicherung
eines/einer neuen Arbeitgebers/in oder in eine Rentenversicherung ohne
Rulckkaufsrecht, in eine Einrichtung der zusatzlichen Pensionsversicherung nach §
479 ASVG oder in eine nach dem Kapitaldeckungsverfahren gestaltete
Altersversorgungseinrichtung nach § 173 Abs. 2 WTBG, nach § 50 Abs. 3 RAO, nach
§ 41 Abs. 4 des Gehaltskassengesetzes 2002 oder in eine auslandische
Altersversorgungseinrichtung (Abs. 2 Z 4), ist die Anwartschaft neuerlich in einen
Unverfallbarkeitsbetrag umzuwandeln. Dieser berechnet sich bei einer
beitragsorientierten Zusage unter Berticksichtigung der anteiligen

Seite 7


http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1999_58_1/1999_58_1.pdf
http://www.ris.bka.gv.at/BgblAltDokument.wxe?Abfrage=BgblAlt&Bgblnummer=96/1868
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/2001_154_1/2001_154_1.pdf

Veranlagungsertrdge und anteiligen versicherungstechnischen Gewinne oder
Verluste bis zum Zeitpunkt der Ubertragung nach denselben Rechenregeln, die bei
der Berechnung des Unverfallbarkeitsbetrages bei  Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses zugrunde zu legen waren.

(4) Sofern der Unverfallbarkeitsbetrag gemaR Abs. 1a im Zeitpunkt der Beendigung des

Arbeitsverhaltnisses den sich aus § 1 Abs. 2 und 2a PKG jeweils ergebenden Betrag
nicht Ubersteigt, kann der Arbeithehmer abgefunden werden; Uber sein Verlangen ist
er abzufinden. Unterbleibt eine Abfindung nach dem ersten Satz, kann bis zum
Ablauf von zwolf Monaten nach dem Ende des Arbeitsverhaltnisses zwischen der
Pensionskasse und dem/der Arbeitnehmer/in vereinbart werden, dass die nach § 5
Abs. 3 erster Satz beitragsfrei gestellte Anwartschaft neuerlich in einen
Unverfallbarkeitsbetrag umzuwandeln und abzufinden ist. Fir die Berechnung des
Unverfallbarkeitsbetrages gilt § 5 Abs. 3 letzter Satz sinngemal.

(5) Der/Die Arbeitnehmer/in kann nach nachweislicher Information gema® § 19b PKG

und § 98 VAG 2016 bei Eintritt des Leistungsfalles die Ubertragung des
Unverfallbarkeitsbetrages gemal Abs. 1a von der Pensionskasse in eine betriebliche
Kollektivversicherung verlangen, sofern der/die Arbeitgeber/in bereits eine
betriebliche Kollektivversicherung gemal § 6a abgeschlossen hat.

Wechsel in die betriebliche Kollektivversicherung im aufrechten Arbeitsverhaltnis

(1) Der/Die  Arbeitnehmer/in  kann, sofern dies im Kollektivvertrag, in der

Betriebsvereinbarung oder im Vertragsmuster vorgesehen ist und der/die
Arbeitgeber/in  bereits eine Dbetriebliche Kollektivversicherung gemall § 6a
abgeschlossen hat, nach nachweislicher Information gemaR § 19b PKG und § 98
VAG 2016 ab dem Jahr, in dem er/sie das 55. Lebensjahr vollendet, gegentber der
Pensionskasse und dem/der Arbeitgeber/in schriftlich erklaren, dass vom/von der
Arbeitgeber/in zum 1. Janner des folgenden Kalenderjahres an Stelle der
Beitragsleistung an die Pensionskasse klnftig die Zahlung von Pramien in derselben
Hohe in die betriebliche Kollektivversicherung zu erfolgen hat. Die Pensionskasse hat
zum 1. Janner des auf die Erklarung des/der Arbeitnehmers/in folgenden
Kalenderjahres den zZu diesem Zeitpunkt gebuhrenden fiktiven
Unverfallbarkeitsbetrag in die betriebliche Kollektivversicherung zu Ubertragen. Der
fiktive Unverfallbarkeitsbetrag berechnet sich nach denselben Rechenregeln, die der
Berechnung des Unverfallbarkeitsbetrages bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses
zugrunde zu legen sind.

(2) Die Erklarung des/der Arbeitnehmers/in nach Abs. 1 erster Satz muss bis 31. Oktober

eines Kalenderjahres beim/bei der Arbeitgeber/in und der Pensionskasse eingehen,
damit die Pramienzahlung in die betriebliche Kollektivversicherung und die
Ubertragung des Unverfallbarkeitsbetrages zum 1. Janner des folgenden
Kalenderjahres wirksam wird.

(3) Hat der/die Arbeitnehmer/in eigene Beitrdge geleistet, hat er/sie im Fall einer

Verfugung nach Abs. 1 ab dem 1. Janner des folgenden Kalenderjahres Pramien in
derselben Hohe in die betriebliche Kollektivversicherung zu leisten.

(4) Der/Die Arbeitnehmer/in kann einen Wechsel in die betriebliche Kollektivversicherung

nach Abs. 1 als auch einen Wechsel in die Pensionskasse nach § 6e Abs. 1 jeweils
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nur einmal verlangen. Mit Eintritt des Leistungsfalls ist der Wechsel in die betriebliche
Kollektivversicherung jedenfalls unwiderruflich.

Einstellen, Aussetzen oder Einschranken der Beitragsleistung
§ 6.

(1) Der Arbeitgeber kann die laufenden Beitragsleistungen nur dann einstellen
(Widerruf), wenn
1. dies im Kollektivvertrag, in der Betriebsvereinbarung oder im Vertragsmuster

vorgesehen ist,

2. sich die wirtschaftliche Lage des Unternehmens nachhaltig so wesentlich
verschlechtert, dall die Aufrechterhaltung der zugesagten Leistung eine
Gefahrdung des Weiterbestandes des Unternehmens zur Folge hatte und

3. in Betrieben, in denen ein zustandiger Betriebsrat besteht, mindestens drei
Monate vor dem Einstellen der Beitragsleistung eine Beratung mit diesem
Betriebsrat erfolgt ist. Zu dieser Beratung kann der Betriebsrat eine fachkundige
Person beiziehen, die Uber alle ihr bekannt gewordenen Geschafts- und
Betriebsgeheimnisse Verschwiegenheit zu bewahren hat.

(2) Widerruft der Arbeitgeber, so bleibt dem Arbeithnehmer die bisher erworbene
Anwartschaft erhalten. Im Zeitpunkt des Widerrufs ist ein Unverfallbarkeitsbetrag
nach denselben Rechenregeln wie nach § 5 Abs. 1a zu errechnen, wobei jedoch eine
allfallige Unverfallbarkeitsfrist unbeachtlich ist.

(3) Der Arbeitnehmer kann nach Widerruf
1. die Umwandlung des Unverfallbarkeitsbetrages gemafl Abs. 2 in eine beitragsfrei

gestellte Anwartschaft verlangen; bei Eintritt des Leistungsfalles hat der
Leistungsberechtigte gegen die Pensionskasse einen Anspruch, der sich aus der
beitragsfrei gestellten Anwartschaft, im Falle einer beitragsorientierten Zusage
unter Berlcksichtigung der anteiligen Veranlagungsertrdge und anteiligen
versicherungstechnischen Gewinne oder Verluste bis zum Leistungsfall ergibt;

2. die Ubertragung des Unverfallbarkeitsbetrages gemaR Abs. 2 in eine
Rentenversicherung ohne Ruckkaufsrecht verlangen;

3. die Fortsetzung nur mit eigenen Beitragen verlangen.

(4) Gibt der Arbeitnehmer binnen sechs Monaten keine Erklarung tUber die Verwendung
seines Unverfallbarkeitsbetrages gemaf Abs. 2 ab, gilt § 5 Abs. 3.

(5) Sofern der Unverfallbarkeitsbetrag gemaR Abs. 2 im Zeitpunkt des Widerrufs den sich
aus § 1 Abs. 2 und 2a PKG jeweils ergebenden Betrag nicht Ubersteigt, kann der
Arbeitnehmer abgefunden werden; Uber sein Verlangen ist er abzufinden.

(6) Der Arbeitgeber kann die laufenden Beitragsleistungen nur dann und so lange
aussetzen oder einschranken, als
1. dies im Kollektivvertrag, in der Betriebsvereinbarung oder im Vertragsmuster

vorgesehen ist,

2. zwingende wirtschaftliche Griinde vorliegen und

3. in Betrieben, in denen ein zustandiger Betriebsrat besteht, mindestens drei
Monate vor dem Aussetzen oder Einschranken der Beitragsleistung eine
Beratung mit diesem Betriebsrat erfolgt ist. Zu dieser Beratung kann der
Betriebsrat eine fachkundige Person beiziehen, die Uber alle ihr bekannt
gewordenen Geschafts- und Betriebsgeheimnisse Verschwiegenheit zu bewahren
hat.
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(7) Werden Beitrage des Arbeitgebers ausgesetzt oder eingeschrankt, so kann der
Arbeitnehmer flr denselben Zeitraum
1. seine Beitrage aussetzen oder im selben Ausmal} einschranken,
2. seine Beitrage in der bisherigen Hohe weiterzahlen oder
3. auch die Beitrage des Arbeitgebers Ubernehmen.

(8) Durch Aussetzen oder Einschrdnken der Beitrdge des Arbeitgebers oder
Arbeitnehmers wird der Ablauf der Unverfallbarkeitsfrist (§ 5 Abs. 1 Satz 2) nicht
berlhrt.

Wechsel in die Pensionskasse im aufrechten Arbeitsverhaltnis
§ Ge.

(1) Der/Die Arbeitnehmer/in kann, sofern dies im Kollektivvertrag, in der
Betriebsvereinbarung oder im Vertragsmuster vorgesehen ist und der/die
Arbeitgeber/in bereits einen Pensionskassenvertrag gemal § 15
PKG abgeschlossen hat, nach nachweislicher Information gemalR§ 98 VAG 2016
und § 19b PKG ab dem Jahr in dem er/sie das 55. Lebensjahr vollendet, gegentber
dem Versicherungsunternehmen und dem/der Arbeitgeber/in schriftlich erklaren,
dass vom/von der Arbeitgeber/in zum 1. Janner des folgenden Kalenderjahres an
Stelle der Pramienleistung in die betriebliche Kollektivversicherung die Zahlung von
Beitragen in derselben Hohe an die Pensionskasse zu erfolgen hat. Das
Versicherungsunternehmen hat zum 1. Janner des auf die Erklarung des/der
Arbeitnehmers/in folgenden Kalenderjahres den Unverfallbarkeitsbetrag gemaR § 6¢
Abs. 1 in die Pensionskasse zu Ubertragen.

(2) Die Erklarung des/der Arbeitnehmers/in nach Abs. 1 erster Satz muss bis 31.
Oktober eines Kalenderjahres beim/bei der Arbeitgeber/in und dem
Versicherungsunternehmen  eingehen, damit die Beitragszahlung in die
Pensionskasse und die Ubertragung des Unverfallbarkeitsbetrages zum 1. Janner
des folgenden Kalenderjahres wirksam wird.

(3) Hat der/die Arbeitnehmer/in eigene Pramien geleistet, hat er/sie im Fall einer
Verfligung nach Abs. 1 ab dem 1. Janner des folgenden Kalenderjahres Beitrage in
derselben Hohe in die Pensionskasse zu leisten.

(4) Der/Die Arbeitnehmer/in kann einen Wechsel in die Pensionskasse nach Abs. 1 als
auch einen Wechsel in die betriebliche Kollektivversicherung nach § 5a Abs.
1 jeweils nur einmal verlangen. Mit Eintritt des Leistungsfalls ist der Wechsel in die
Pensionskasse jedenfalls unwiderruflich.

Anrechnungs- und Auszehrungsverbot
§ 16.

(1) Die in diesem Bundesgesetz geregelten Versorgungsleistungen dirfen durch
Versorgungsleistungen, die auf Beitragen der Leistungsberechtigten beruhen, nicht
gemindert werden. Dies gilt nicht fir Leistungen aus der gesetzlichen
Pensionsversicherung, soweit sie auf Pflichtbeitragen beruhen, sowie fur
Versorgungsleistungen, die zumindest zur Halfte auf Beitragen oder Zuschlissen des
Arbeitgebers beruhen.

(2) Der Wert des vom Arbeitgeber zu erbringenden Teils der Gesamtversorgung, der sich
im Zeitpunkt des Leistungsfalls ergibt, darf durch eine spatere Erhéhung von
anrechenbaren Versorgungsleistungen nicht gemindert werden.
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§ 16a.

(1) Sofern betriebliche Pensionszusagen einen Leistungsanspruch fur den Fall des
Bezugs einer befristeten Invaliditdts- oder Berufsunfahigkeitspension vorsehen,
gebuhrt dieser Anspruch auch bei Feststellung einer mindestens sechsmonatigen
Invaliditat oder Berufsunfahigkeit durch den Versicherungstrager geman § 367 Abs. 4
ASVG fir die Dauer des Bezuges von Rehabilitationsgeld nach § 143a ASVG oder
Umschulungsgeld nach § 39b des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBI.
Nr. 609/1977.

(2) Abs. 1 gilt auch fur Leistungszusagen und Leistungen im Sinne des § 1 Abs. 3 Z 2.

Auskunftspflicht
§17.

(1) Der Arbeitgeber hat dem Anwartschaftsberechtigten, ehemaligen Arbeithehmer oder
Hinterbliebenen mit einem Leistungsanspruch auf Verlangen jahrlich Auskunft tber
das Ausmall der Anwartschaft zum Bilanzstichtag zu erteilen sowie darlber, in
welcher Hohe er Leistungen bei Eintritt des Leistungsfalles beanspruchen kann.

(2) Die Verpflichtung zur Auskunftserteilung im Sinne des Abs. 1 trifft bei zugesagten
Pensionskassenleistungen die Pensionskasse, bei Lebensversicherungen oder
betrieblichen Kollektivversicherungen das Versicherungsunternehmen.

Gleichbehandlungsgebot
§18.

(1) Der Arbeitgeber hat den arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz einzuhalten
und ist verpflichtet, bei Einschrankung oder Widerruf von Rechten nach diesem
Bundesgesetz Leistungs- und Anwartschaftsberechtigte nach ausgewogenen,
willkirliche oder sachfremde Differenzierungen zwischen Arbeitnehmern oder
Arbeitnehmergruppen ausschlielenden Grundsatzen zu behandeln.

(2) Bei Leistungszusagen gemafl Abschnitt 2 oder 2a muss den Arbeitnehmern oder
Arbeithehmergruppen des Betriebes eine ausgewogene, willkirliche und sachfremde
Differenzierungen ausschlieliende Beteiligung am Pensionskassensystem oder
System der betrieblichen Kollektivversicherung erméglicht werden.

(3) Verstole gegen das Gleichbehandlungsgebot gemall Abs. 1 und 2 bewirken einen
Angleichungsanspruch des in seinen Rechten Geschmalerten.

Unabdingbarkeit
§ 19. Die Rechte, die dem Arbeitnehmer aufgrund der §§ 2 bis 18 zustehen, durfen - soweit
sich aus diesem Bundesgesetz nicht anderes ergibt - durch Arbeitsvertrag oder Normen der
kollektiven Rechtsgestaltung weder aufgehoben noch beschrankt werden.
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Auszug aus dem Pensionskassengesetz — PKG idF BGBI. | Nr. 100/2018

§ 1.

(2) Pensionskassengeschafte bestehen in der rechtsverbindlichen Zusage von
Pensionen an Anwartschaftsberechtigte und in der Erbringung von Pensionen an
Leistungsberechtigte und Hinterbliebene sowie in der damit verbundenen
Hereinnahme und Veranlagung von Pensionskassenbeitragen (§ 16). Jede
Pensionskasse hat Zusagen auf Alters- und Hinterbliebenenversorgung zu gewahren;
zusatzlich kénnen Zusagen auf Invaliditatsversorgung gewahrt werden.
Alterspensionen sind lebenslang, Invaliditdtspensionen auf die Dauer der Invaliditat
und Hinterbliebenenpensionen entsprechend dem Pensionskassenvertrag zu leisten.
Die von einer Pensionskasse auszuzahlenden Pensionen durfen nur dann
abgefunden werden, wenn
1. bei Eintritt des Leistungsfalles der Barwert des Auszahlungsbetrages 9 300 Euro
nicht Gbersteigt oder

2. sich eine Person, die einen Anspruch im Sinne dieses Bundesgesetzes auf eine
Hinterbliebenenpension hat, wiederverehelicht hat. Die Betragsgrenze der Z 1 gilt
in diesem Falle nicht.

(2a) Der in Abs. 2 genannte Abfindungsgrenzbetrag von 9 300 Euro vermindert oder
erhoht sich jeweils dann in Schritten zu 300 Euro, wenn seine Veranderung auf
Grund Valorisierung mit dem entsprechend dem von der Bundesanstalt “Statistik
Osterreich” fir den Monat Juli eines Kalenderjahres verlautbarten
Verbraucherpreisindex 1996 oder des an seine Stelle tretenden Indexes gegentber
dem fir den Monat Janner 2002 verlautbarten Verbraucherpreisindex 1996 den
Betrag von 300 Euro Ubersteigt oder unterschreitet. Der neue Abfindungsgrenzbetrag
gilt ab 1. Janner des auf die Anpassung folgenden Kalenderjahres. Die
Finanzmarktaufsichtsbehérde (FMA) hat den neuen Abfindungsgrenzbetrag sowie
den Zeitpunkt, ab dem dieser wirksam wird, im Internet kundzumachen.

§ 11a.

(2) Beabsichtigt eine Pensionskasse mit einem Arbeitgeber im Hoheitsgebiet eines
anderen Mitgliedstaates einen Pensionskassenvertrag abzuschlielen, hat sie der
FMA vor Vertragsabschluss Folgendes anzuzeigen:

1. Den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Tatigkeit ausgelibt werden soll;

2. den Namen und den Ort der Hauptverwaltung des Arbeitgebers;

3. die Hauptmerkmale des fur diesen Arbeitgeber zu betreibenden
Altersversorgungssystems.

(3) Beabsichtigt eine Pensionskasse eine Zweigstelle im Hoheitsgebiet eines anderen
Mitgliedstaates zu errichten, hat sie dies der FMA unter Anschluss folgender
Angaben anzuzeigen:

1. Den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Zweigstelle errichtet werden soll;

2. die Anschrift, unter der die Unterlagen der Pensionskasse im
Tatigkeitsmitgliedstaat angefordert werden koénnen und an die die fir die
verantwortlichen Leiter bestimmten Mitteilungen gerichtet werden kdnnen;

3. die Namen der verantwortlichen Leiter der Zweigstelle, die mit einer
ausreichenden Vollmacht versehen sein mussen, um die Pensionskasse
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§ 12.

gegenuber Dritten zu verpflichten und sie bei den Behdrden und vor den
Gerichten des Tatigkeitsmitgliedstaates zu vertreten.

Veranlagungs- und Risikogemeinschaft

(6) In hochstens drei VRG konnen fur unterschiedliche Veranlagungsstrategien
hochstens funf Subveranlagungsgemeinschaften (Sub-VG) eingerichtet werden. Die
Grenzen des § 23 Abs. 1 Z 3aund des § 25sind auf jede Sub-VG gesondert
anzuwenden.

(7) Sofern die Pensionskasse mehrere VRG oder Sub-VG mit Ausnahme der
Sicherheits-VRG mit unterschiedlichen Veranlagungsstrategien anbietet und dies im
Pensionskassenvertrag (§ 15 Abs. 3 Z 7a) entsprechend dem Kollektivvertrag, der
Betriebsvereinbarung oder der Vereinbarung gemal Vertragsmuster vereinbart
wurde, gilt fur Zusagen ohne unbeschrankte Nachschusspflicht des Arbeitgebers
Folgendes:

1.

Bei Einbeziehung in die Pensionskassenzusage wird der
Anwartschaftsberechtigte  oder der Leistungsberechtigte in der im
Pensionskassenvertrag festgelegten VRG oder Sub-VG verwaltet.

Bis zum Zeitpunkt des Abrufes der Pensionskassenleistung kann der
Anwartschaftsberechtigte hoéchstens dreimal und jeweils nach nachweislicher
Information gemal § 19b gegeniber der Pensionskasse schriftlich den Wechsel
in eine andere VRG oder Sub-VG erklaren. Diese Erklarung muss bis 31. Oktober
eines Kalenderjahres bei der Pensionskasse eingehen, damit der Wechsel zum 1.
Janner des folgenden Kalenderjahres wirksam wird; abweichend davon kann die
Erklarung spatestens mit Abruf der Pensionskassenleistung abgegeben werden,
der Wechsel wird dann mit der ersten Pensionsleistung wirksam. Die Erklarung
kann auch mit Abruf einer Hinterbliebenenpension nach dem Ableben eines
Anwartschaftsberechtigten abgegeben werden, der Wechsel wird dann mit der
ersten Pensionsleistung wirksam.

Abweichend von Z 2 wird fur einen Anwartschaftsberechtigten der Wechsel in
eine andere VRG oder Sub-VG zu festgesetzten Stichtagen wirksam, sofern dies
im  Pensionskassenvertrag  entsprechend dem  Kollektivvertrag, der
Betriebsvereinbarung oder der Vereinbarung gemafly Vertragsmuster vereinbart
wurde. Der Anwartschaftsberechtigte kann diesen Wechsel durch eine Erklarung
gemal Z 2 abandern. Die Anzahl der Wechselmdglichkeiten und die Fristen der Z
2 sind anzuwenden.

Der Ubertragungsbetrag errechnet sich aus der fir den Anwartschaftsberechtigten
oder Hinterbliebenen zum Ubertragungsstichtag gebildeten Deckungsriickstellung
und Schwankungsrickstellung. Fur Leistungsberechtigte ist ein Wechsel unzulassig.

§ 12a.

Veranlagungs- und Risikogemeinschaft mit Garantie

(1) Die Pensionskasse hat, sofern nicht Abs. 6 angewendet wird, abweichend von § 12
Abs. 2 und 4 eine auf Veranlagungssicherheit und Pensionsstabilitdt ausgerichtete
VRG zu fuhren (Sicherheits-VRG), die folgende Bedingungen erfillen muss:

1.

Es durfen weder Pensionskassenzusagen
a) mit Mindestertragsgarantie noch
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b) mit unbeschrankter Nachschusspflicht des Arbeitgebers
verwaltet werden.

2. Die Pensionskasse hat zu garantieren, dass die dem Leistungsberechtigten
geblhrende monatliche Pension zu keinem Zeitpunkt geringer ist, als jene erste
Monatspension, die sich zum Zeitpunkt des erstmaligen Abrufes der
Pensionskassenleistung aus der Verrentung der flr den Leistungsberechtigten
gebildeten Deckungsruckstellung ergibt.

3. Der Wert der garantierten ersten Monatspension gemaf Z 2 ist nach jeweils flnf
Jahren zum néachstfolgenden Bilanzstichtag mit jenem Zinssatz aufzuzinsen, der
sich flr das vorangegangene Geschéftsjahr aus der Halfte der durchschnittlichen
monatlichen Sekundarmarktrendite der Bundesanleihen oder eines an seine
Stelle tretenden Indexes der vorangegangenen 60 Monate abzlglich 0,75
Prozentpunkte errechnet. Dieser Zinssatz darf nicht negativ sein.

4. Wenn zum Bilanzstichtag das verbleibende Ergebnis einer VRG zu einer
Entnahme der Deckungsrickstellung fuhrt und die neu berechnete Pension die
gemal Z 2 und 3 garantierte Monatspension unterschreitet, ist im Folgejahr dem
Leistungsberechtigten monatlich die Differenz auf die gema® Z 2 und 3
garantierte  Monatspension aus den Eigenmitteln der Pensionskasse
gutzuschreiben.

5. Der Geschéftsplan hat neben den Angaben gemall § 20 Abs. 2 folgende
Abweichungen und Erganzungen zu enthalten:

a) Die Grundsatze und Formeln fir die Berechnung der garantierten ersten
Monatspension fur die Alterspension und die Hinterbliebenenversorgung;

b) die Vorgangsweise bei der Anpassung von Rechnungsgrundlagen;

c) die Schwankungsrickstellung ist fir Anwartschafts- und Leistungsberechtigte

Abweichend von § 20 Abs. 2a ist im Rahmen des jeweils von der FMA

verordneten hochstzuldssigen Prozentsatzes fur den Rechnungszins und den

rechnungsmaRigen Uberschuss der Prozentsatz fiir den Rechnungszins und den

rechnungsmaRigen Uberschuss fir alle Anwartschafts- und Leistungsberechtigten

gleich festzusetzen.

6. Abweichend von § 23 Abs. 1 Z 3a durfen hoéchstens 40 vH gemal § 23 Abs. 1 Z
3a lit. ¢ und insgesamt hochstens 80 vH des der Sicherheits-VRG zugeordneten
Vermogens gewidmet werden. Die Pensionskasse hat der FMA unter Anschluss
geeigneter Nachweise bis 30. November jedes Geschaftsjahres das
Vorhandensein ausreichender Liquiditatsreserven fur die Erfillbarkeit der
Pensionsleistungen fur die folgenden Geschéftsjahre darzulegen.

7. Die Bildung einer negativen Schwankungsrickstellung gemaR § 24a Abs. 8 ist
nicht zulassig.

8. Die Grenze des § 25 Abs. 3 Z 2 ist anzuwenden.

(2) Der  Anwartschaftsberechtigte kann zum  Zeitpunkt des Abrufes der
Pensionskassenleistung, jedenfalls aber ab dem Jahr, in dem er das 55. Lebensjahr
vollendet, bis spatestens zum Zeitpunkt des Abrufes der Pensionskassenleistung
nach nachweislicher Information gemall § 19b gegenlber der Pensionskasse
schriftlich den Wechsel in die Sicherheits-VRG erklaren. Die Erklarung muss bis 31.
Oktober eines Kalenderjahres bei der Pensionskasse eingehen, damit der Wechsel
zum 1. Janner des folgenden Kalenderjahres wirksam wird; abweichend davon kann
die Erklarung spatestens mit Abruf der Pensionskassenleistung abgegeben werden,
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der Wechsel wird dann mit der ersten Pensionsleistung wirksam. Die Erklarung kann
auch mit Abruf einer Hinterbliebenenpension nach dem Ableben eines
Anwartschaftsberechtigten abgegeben werden, der Wechsel wird dann mit der ersten
Pensionsleistung wirksam.

(3) Bis zum Abruf der Pensionskassenleistung kann der Anwartschaftsberechtigte einer

Sicherheits-VRG nach nachweislicher Information gemaR® § 19b gegenlber der
Pensionskasse schriftich den Wechsel in jene VRG erklaren, in der die
Pensionskassenzusage vor dem Wechsel in die Sicherheits-VRG verwaltet wurde.
Fur Leistungsberechtigte ist ein Wechsel unzulassig.

(4) Die fir den Anwartschaftsberechtigten zum Ubertragungsstichtag gebildete

Deckungsrickstellung und Schwankungsriickstellung ist wie folgt in die Sicherheits-

VRG zu Ubertragen:

1. Falt der Ubertragungsstichtag auf einen Bilanzstichtag, so ist der
Schwankungsrickstellung der Sicherheits-VRG jener anteilige Betrag zuzufiihren,
der dem prozentuellen Ausmal® der in der Sicherheits-VRG gebildeten
Schwankungsrickstellung bezogen auf das zugeordnete durchschnittliche
Vermogen (§ 20 Abs. 2 Z 5) zu diesem Bilanzstichtag entspricht.

2. Fallt der Ubertragungsstichtag nicht auf einen Bilanzstichtag, so ist der
Schwankungsrickstellung der Sicherheits-VRG jener anteilige Betrag zuzufiihren,
der dem prozentuellen Ausmall der in der Sicherheits-VRG gebildeten
Schwankungsrickstellung bezogen auf das zugeordnete durchschnittliche
Vermogen (§ 20 Abs. 2 Z 5) zum letzten Bilanzstichtag entspricht.

3. Ubersteigt die dem Anwartschaftsberechtigten zugeordnete
Schwankungsruckstellung den Dotierungsbetrag gemafl Z 1 oder 2, so ist der
Uberschussbetrag der Deckungsriickstellung des Anwartschaftsberechtigten
zuzuflhren.

4. Unterschreitet die dem Anwartschaftsberechtigten zugeordnete
Schwankungsruckstellung den Dotierungsbetrag gemafl Z 1 oder 2, so ist der
Fehlbetrag der Deckungsrickstellung des Anwartschaftsberechtigten zu
entnehmen.

(5) Abweichend von § 17 Abs. 1 verbleiben bei Kiindigung des Pensionskassenvertrages

die Leistungsberechtigten der Sicherheits-VRG bei der Pensionskasse. § 15 Abs. 3a
ist mit der MaRgabe anzuwenden, dass durch Abs. 1 Z 5 bedingte Anderungen des
Pensionskassenvertrages zulassig sind.

(6) Sofern eine Pensionskasse keine Sicherheits-VRG eingerichtet hat, hat sie mit einer

Uberbetrieblichen Pensionskasse einen Kooperationsvertrag abzuschliel3en, damit fur
jene Anwartschaftsberechtigten der Pensionskasse, die von der Wahimdglichkeit
gemal Abs. 2 Gebrauch machen, der Ubertragungsbetrag gemaR Abs. 4 in eine
Sicherheits-VRG der Uberbetrieblichen Pensionskasse Ubertragen werden kann. Die
Uberbetriebliche Pensionskasse hat den Anwartschaftsberechtigten gemafd § 19b zu
informieren. In der Betriebsvereinbarung oder im Kollektivvertrag tber die Errichtung
einer betrieblichen Pensionskasse kann vereinbart werden, dass weder eine
Sicherheits-VRG  eingerichtet noch ein  Kooperationsvertrag mit  einer
Uberbetrieblichen Pensionskasse abgeschlossen wird.

(7) Soferne der Anwartschaftsberechtigte aus einer Pensionskassenzusage mit

Mindestertragsgarantie einen Wechsel in die Sicherheits-VRG gemaf Abs. 2 erklart,
bedarf es im Pensionskassenvertrag sowie im Kollektivvertrag, in der
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Betriebsvereinbarung oder in der Vereinbarung gemafl Vertragsmuster nach dem
Betriebspensionsgesetz sowie in der Erklarung gemaly § 3 Abs. 2 PKVG oder einer
gleichartigen landesgesetzlichen Vorschrift keiner Vereinbarung Uber den Ausschluss
der Mindestertragsgarantie gemall §2 Abs. 1. Eine allfallige Leistung aus der
Mindestertragsgarantie ist bei einem Wechsel mit Abruf der Pensionskassenleistung
bei der Ermittlung der garantieren ersten Monatspension gemaR Abs. 1 Z 2 nicht zu
berticksichtigen. Bei einem Wechsel gemall Abs. 3 hat die Pensionskasse wieder
den Mindestertrag zu garantieren, wobei der Berechnungszeitraum gemaf § 2 Abs. 2
bis 4 neu beginnt.

Pensionskassenvertrag

§ 15.

(1) Der Pensionskassenvertrag ist zwischen der Pensionskasse und dem beitretenden
Arbeitgeber abzuschlielen. Darin sind
1. flr Pensionskassenzusagen, die dem Betriebspensionsgesetz unterliegen,

entsprechend dem Kollektivvertrag, der Betriebsvereinbarung oder der
Vereinbarung gemal Vertragsmuster nach dem Betriebspensionsgesetz oder
2. fur Zusagen aus einem anderen Mitgliedstaat entsprechend den in diesem
Mitgliedstaat geltenden einschlagigen arbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften
die Anspriche der Anwartschafts- und Leistungsberechtigten auf Leistungen der
Pensionskasse zu regeln.

(2) Die Festlegung der Pensionskassenbeitrage und der Leistungen hat zumindest am
Bilanzstichtag nach einem hinreichend vorsichtigen versicherungsmathematischen
Verfahren entsprechend den anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik zu
erfolgen und dabei alle Verpflichtungen hinsichtlich der Beitrdge und der Leistungen
gemall der Pensionskassenzusage zu berlcksichtigen, sodass eine gleichmaRige
Finanzierung des Deckungserfordernisses gewahrleistet ist.

(3)Der Pensionskassenvertrag hat - entsprechend der Art der Leistungszusage -
insbesondere zu enthalten:

Die Héhe der Beitragszahlungen, die der Arbeitgeber zu leisten hat;

die Hohe vereinbarter Beitragszahlungen der Arbeithehmer;

Zahlungsweise und Falligkeit der laufenden Beitragszahlungen;

die Hohe der Verzugszinsen gemal § 16 Abs. 3;

die Art der Beitrags- oder Leistungsanpassung bei Auftreten von zusatzlichen

Deckungserfordernissen;

6. Bestimmungen uber die Verpflichtung des Arbeitgebers, der Anwartschafts- und
der Leistungsberechtigten, der Pensionskasse samtliche fir die Beitrage, die
Anwartschaften und die Pensionsleistungen und deren Anderung maRgebliche
Umstande mitzuteilen;

7. der allfallige Ausschluss der Leistung des Mindestertrages durch die
Pensionskasse;

7a. die allféllige Vereinbarung von Wahlrechten gemal § 12 Abs. 7 Z 2 und 3 sowie
die Festlegung jener VRG oder Sub-VG, in die neu hinzukommende
Anwartschaftsberechtigte oder Leistungsberechtigte gemall § 12 Abs. 7 Z 1
einbezogen werden;

8. die zum Zeitpunkt des Abschlusses des Pensionskassenvertrages geltenden
Grundsatze der Veranlagungspolitik; dies kann auch durch Beifligung der

arowbd=
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Erklarung Uber die Grundsatze der Veranlagungspolitik (§ 25a) als Anhang zum
Pensionskassenvertrag erfolgen;

9. die Art der mit der Pensionskassenzusage verbundenen Risiken aus der
Veranlagung sowie der versicherungstechnischen Risiken sowie die Aufteilung
dieser Risiken auf Pensionskasse, Arbeitgeber, Anwartschaftsberechtigte und
Leistungsberechtigte;

10. die Voraussetzungen weiterer Beitragsleistungen des Arbeithehmers nach
Beendigung seines Arbeitsverhaltnisses;

11. die Berechnung der unverfallbar gewordenen Anwartschaften bei Ausscheiden
eines Anwartschaftsberechtigten wahrend des Jahres;

12. die Voraussetzungen, bei deren Vorliegen ein Arbeithnehmer auch den
Arbeitgeberbeitrag leisten kann (§ 6 Betriebspensionsgesetz);

13. die Voraussetzungen flr den beitragsfreien Verbleib eines Arbeitnehmers nach
Beendigung seines Arbeitsverhdltnisses, insbesondere die Art der
Kostenberechnung und die Hohe der Kostenanlastung
(Verwaltungskostenbeitrag) gegenliber dem Arbeitnehmer;

14.die Art der Kostenberechnung und Hohe der Kostenanlastung
(Verwaltungskosten) gegeniber
a) dem Arbeitgeber,

b) den Anwartschafts- und Leistungsberechtigten in der Veranlagungs- und
Risikogemeinschaft

c) sowie gegeniuber dem beitragleistenden Arbeitnehmer fir den Fall, dass der
Arbeitgeber die  Beitragszahlung voribergehend aus zwingenden
wirtschaftlichen Grinden aussetzt oder einschrankt oder die Leistungszusage
widerruft;

15. die naheren Voraussetzungen fir die Klindigung;

15a. die ndhere Vorgangsweise im Falle des Ausscheidens des Arbeitgebers aus
dem Konzern bei einem Pensionskassenvertrag mit einer betrieblichen
Pensionskasse;

16.die Art der Ubertragung der dem Arbeitgeber und den Anwartschafts- und
Leistungsberechtigten zugeordneten Vermogensanteile fur den Fall der
Kindigung;

17. die Hohe der gemall § 17 Abs. 4 zu Ubertragenden Vermdgensanteile und des
Unverfallbarkeitsbetrages gemaR § 17 Abs. 5;

18. die Erklarung des Arbeitgebers gegenliber der Pensionskasse, dal® § 3 des
Betriebspensionsgesetzes eingehalten wurde.

(3a) Verbleibt ein Arbeitnehmer gemald § 5 Abs. 2 Z 1 oder 5 BPG oder gemal § 6 Abs.

3 Z 1 oder 3 BPG oder ein Anwartschaftsberechtigter gemafl § 17 Abs. 1 oder ein
Leistungsberechtigter gemal § 12a Abs. 5 oder § 17 Abs. 1 bei der Pensionskasse,
so ist darauf der Pensionskassenvertrag weiterhin anzuwenden. Wenn der Anhang
zum Pensionskassenvertrag eine entsprechende Mustervereinbarung enthalt, dann
kann zwischen der Pensionskasse und dem Arbeithehmer eine Vereinbarung Uber
folgende Punkte abgeschlossen werden:

1. Informationspflichten des Arbeitnehmers gegeniber der Pensionskasse;

2. Informationspflichten der Pensionskasse gegeniber dem Arbeitnehmer;

3. eine allfallige Erklarung des Arbeitnehmers gemal §§ 5 Abs. 2 Z 5 oder 6 Abs. 3

Z 3 BPG;
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4. Zahlungsweise und Falligkeit allfalliger Beitragszahlungen;

5. Zahlungsweise und Falligkeit der Leistungen.

Anderungen des Pensionskassenvertrages und der Betriebsvereinbarung in der
Mustervereinbarung sind unzuldssig und rechtsunwirksam. Eine zwischen der
Pensionskasse und dem Arbeitnehmer abgeschlossene Vereinbarung erlischt, sobald
der Arbeitgeber seine Zahlungen wieder aufnimmt und der Arbeitnehmer dann noch
in einem Arbeitsverhaltnis zum Arbeitgeber steht.

(4) Entspricht ein Pensionskassenvertrag nicht den Vorschriften dieses Bundesgesetzes
oder den Vorschriften des § 3 des Betriebspensionsgesetzes, so hat die FMA die
Pensionskasse mit der Verbesserung des Vertrages zu beauftragen; kommt die
Pensionskasse diesem Auftrag binnen langstens sechs Monaten nicht nach, so ist
der Pensionskassenvertrag nichtig.

§ 15a.

(1) Personen gemall § 5 Z 1 lit. b oder c dirfen nur einbezogen werden, wenn bei der
Gestaltung der Pensionskassenzusage dem § 18 Abs. 2 BPG Rechnung getragen
wurde und das Beitrags- und Leistungsrecht in seiner Gesamtheit dem der Personen
gemal § 5 Z 1 lit. a entspricht, wobei jedenfalls
1. sa@mtliche im PKG und BPG normierten Fristen flr alle Anwartschaftsberechtigten

gleich anzuwenden sind und

2. keine Differenzierung nach Stichtagen fir die Einbeziehung in die Pensionskasse
oder den Ausschluld aus der Pensionskasse bestehen darf.

(2) Sofern Personen gemafl § 5 Z 1 lit. b oder c einbezogen werden, so
1. hat der Pensionskassenvertrag zusatzlich folgende Bestimmungen zu enthalten:

a) Die Hohe der Bemessungsgrundlage des Beitrages fur Personen gemal § 5 Z
1 lit. b oder c, wobei die Bemessungsgrundlage das Maximum aus der
doppelten jahrlichen ASVG-Ho6chstbeitragsgrundlage und 150 vH der
Bemessungsgrundlage des  bestverdienenden  Arbeithehmers  nicht
Ubersteigen darf;

b) das Pensionsalter; dieses hat dem Pensionsalter, das im
Pensionskassenvertrag fur Anwartschaftsberechtigte gemalt § 5 Z 1 lit. a
festgesetzt ist, zu entsprechen;

c) die Voraussetzungen fir die Gewahrung einer Invaliditatsvorsorge, wobei eine
Leistung nur dann erbracht werden darf, wenn ein rechtskraftiger Bescheid
einer gesetzlichen Pensionsversicherungsanstalt oder einer
berufsstandischen  Altersvorsorgeeinrichtung auf  Zuerkennung einer
Berufsunfahigkeitspension vorliegt;

2. sind folgende Bestimmungen zusatzlich anzuwenden:

a) § 3 Abs. 4 BPG hinsichtlich einer zusatzlichen eigenen Beitragsleistung;

b) § 4 BPG hinsichtlich der Verfligungs- und Exekutionsbeschrankungen von
gemaf Z 3 in Verbindung mit § 5 BPG unverfallbaren Anwartschaften;

c) § 5 BPG hinsichtlich der Unverfallbarkeit der Beitragsleistung; das
Ausscheiden aus der Funktion im Sinne des § 5 Z 1 lit. b oder c ist einer
Beendigung des Dienstverhaltnisses gleichzusetzen;

d) § 6 BPG hinsichtlich des Einstellens, Aussetzens oder Einschrankens der
Beitragsleistung.
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(3) Sofern Personen gemadll § 5 Z 1 lit. e einbezogen werden, hat der
Pensionskassenvertrag auf Basis einer zwischen diesen Personen und dem
Arbeitgeber abzuschlieRenden Einzelvereinbarung insbesondere die Hohe des
Deckungserfordernisses gemaflt § 48, das Leistungsrecht sowie die Anwendbarkeit
des § 5 BPG hinsichtlich der Unverfallbarkeit der Beitragsleistung zu enthalten.

Pensionskassenbeitrage
§ 16.

(1) Pensionskassenbeitrage sind die Beitrage der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer an
die Pensionskasse; sie enthalten auch den Verwaltungskostenbeitrag.

(2) Der Arbeitgeber hat seine Beitrage und die vereinbarten Arbeitnehmerbeitrage, die
vom Lohn oder Gehalt abzuziehen sind, zu den jeweiligen Lohn- oder
Gehaltsauszahlungsfalligkeiten an die Pensionskasse rechtzeitig zu Uberweisen.
Abweichende Vereinbarungen im Pensionskassenvertrag sind zulassig.

(3) Im Pensionskassenvertrag sind Verzugszinsen in marktgerechter Héhe vorzusehen.

(4) In eine Pensionskasse konnen auch Betrage aus einer anderen Pensionskasse, einer
Einrichtung (§ 5 Z 4), einer betrieblichen Kollektivversicherung (§ 93 des
Versicherungsaufsichtsgesetzes 2016 — VAG 2016, BGBI. | Nr. 34/2015), einer
Einrichtung der zusatzlichen Pensionsversicherung nach § 479 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), BGBI. Nr. 189/1955, einer nach dem
Kapitaldeckungsverfahren gestalteten Altersversorgungseinrichtung nach § 173 Abs.
2 des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes, BGBI. | Nr. 58/1999, nach § 50 Abs. 3 der
Rechtsanwaltsordnung, RGBI. Nr. 96/1868, nach § 41 Abs. 4 des
Gehaltskassengesetzes 2002, BGBI. | Nr. 154/2001, oder einer auslandischen
Altersversorgungseinrichtung Ubertragen werden, wenn der Arbeitnehmer zum
Zeitpunkt der Ubertragung Anwartschafts- oder Leistungsberechtigter ist.

Verwaltungskosten
§ 16a.

(1) Die Pensionskasse ist berechtigt, von den Pensionskassenbeitrdgen und vom
Deckungserfordernis gemal § 48 eine Vergltung einzubehalten, die angemessen
und marktublich sein muss.

(2) Die Pensionskasse ist berechtigt, bei Berechnung oder Ubertragung eines
Unverfallbarkeitsbetrages (§ 5 Abs. 1und 1a BPG) jeweils einen einmaligen
Kostenbeitrag in Hohe von héchstens 1,0 vH des Unverfallbarkeitsbetrages
einzubehalten, wobei der Kostenbeitrag den Betrag von 300 Euro je
Unverfallbarkeitsbetrag nicht Gbersteigen darf.

(3) Die Pensionskasse ist berechtigt, fir die Verwaltung beitragsfreier Anwartschaften
jahrlich einen Kostenbeitrag in Hbhe von hdchstens 0,5 vH der jeweiligen
Deckungsruckstellung zu verrechnen, wobei der Kostenbeitrag den Betrag von 100
Euro je beitragsfreier Anwartschaft nicht Ubersteigen darf.

(4) Fir die Veranlagung des Vermogens der Veranlagungs- und Risikogemeinschaft ist
die Pensionskasse berechtigt, vom Veranlagungsergebnis eine Vergutung
einzubehalten, die angemessen und markttblich sein muss.

(4a) Fur die Veranlagung des Vermogens der Sicherheits-VRG ist die Pensionskasse
berechtigt, vom Veranlagungsergebnis eine Vergitung einzubehalten, die pro
Geschéftsjahr 0,55 vH des der Sicherheits-VRG zugeordneten Vermogens (§ 20 Abs.

Seite 19


http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1955_189_0/1955_189_0.pdf
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1999_58_1/1999_58_1.pdf
http://www.ris.bka.gv.at/BgblAltDokument.wxe?Abfrage=BgblAlt&Bgblnummer=96/1868
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/2001_154_1/2001_154_1.pdf
https://360.lexisnexis.at/d/L-10007055-P48?origin=lk
https://360.lexisnexis.at/d/L-10007036-P5?origin=lk
https://360.lexisnexis.at/d/L-10007036-P5?origin=lk
https://360.lexisnexis.at/d/L-10007055-P20?origin=lk

2 Z 5) nicht Ubersteigen darf. Der Prozentsatz muss fir alle Leistungsberechtigten der
Sicherheits-VRG gleich sein.

(4b) Wenn fur Leistungsberechtigte mit einer Zusage ohne unbeschrankte

Nachschusspflicht des Arbeitgebers oder einer Zusage ohne Mindestertragsgarantie
bei individueller Berechnung die Veranlagungsertrage eines Geschéftsjahres flr die
Vergutung geman Abs. 4 nicht ausreichen, gilt Folgendes:

1. Die Pensionskasse darf die Vergltung nur in Hohe von 50 vH bezogen auf die
diesen Leistungsberechtigten zugeordnete Deckungsrickstellung dem diesen
Leistungsberechtigten zugeordneten Vermdgen entnehmen. Verzichtet die
Pensionskasse auf die weiteren 50 vH der Vergitung, so sind bezogen auf diese
Leistungsberechtigten die Z 2 bis 6 nicht anzuwenden.

2. Fur den verbleibenden Teil der Vergltung ist in der VRG eine Verbindlichkeit
gegenuber der Pensionskasse auszuweisen.

3. Diesen Leistungsberechtigten ist im nachsten Geschéaftsjahr ein Zuschuss zur
Pension in Hohe des verbleibenden Teiles der Vergutung auszuzahlen; flr diesen
Zuschuss ist in der VRG ein sonstiges Aktivum auszuweisen.

4. Der ausschittbare Gewinn eines Geschaftsjahres darf um den in der Bilanz der
Pensionskasse ausgewiesenen Forderungsbetrag fir den verbleibenden Teil der
Vergutung nicht vermehrt werden.

5. Die Entnahme des in der VRG verbliebenen Teils der Vergltung ist in Folgejahren
nur dann zuldssig, wenn nach Zuweisung des Rechnungszinses auf die
Deckungsruckstellung der Leistungsberechtigten die verbleibenden
Veranlagungsertrage flr eine Entnahme ausreichen.

6. Kann das sonstige Aktivum bis zehn Jahre nach dessen Bildung nicht durch
Entnahme des in der VRG verbliebenen Teils der Vergltung aufgelést werden, so
ist dieses zu Lasten der in der VRG ausgewiesenen korrespondierenden
Verbindlichkeit gegenuber der Pensionskasse aufzulésen.

7. Die Berechnung gemall Z 1 bis 6 hat fur jeden Leistungsberechtigten auf
individueller Basis zu erfolgen.

(5) Die Absolutbetrage gemal Abs. 2 und 3 werden entsprechend dem von der Statistik

Osterreich  verlautbarten ~ Verbraucherpreisindex 1996 —  Sondergliederung
,Dienstleistungen® mit dem Wert valorisiert, der sich aus der Veranderung des Wertes
fur den Monat Juli eines Kalenderjahres gegeniber dem fir Janner 2006
verlautbarten Wert ergibt. Der neue Betrag ist von der FMA kundzumachen und gilt
ab 1. Janner des Folgejahres.

(6) Samtliche Verwaltungskosten gemaf Abs. 1 bis 4 sind im Pensionskassenvertrag zu

vereinbaren (§ 15 Abs. 3 Z 14). Das Vermodgen der Veranlagungs- und
Risikogemeinschaft darf mit Kosten, die nicht in den Abs. 2 bis 4a angefuhrt sind,
nicht belastet werden.

Kiindigung und Ausscheiden

(1) Eine Kundigung des Pensionskassenvertrages durch den Arbeitgeber oder durch die

Pensionskasse oder eine einvernehmliche Beendigung des
Pensionskassenvertrages ist nur zulassig und rechtswirksam, wenn eine Ubertragung
der gemaf Abs. 4 zu Ubertragenden Vermodgensteile auf eine andere Pensionskasse,
eine Einrichtung (§ 5 Z 4), eine betriebliche Kollektivversicherung (§ 93 VAG 2016)
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eines zum Betrieb der Lebensversicherung im Inland berechtigten
Versicherungsunternehmens oder eine Einrichtung der  zusatzlichen
Pensionsversicherung nach § 479 ASVG sichergestellt ist. Die Kindigung oder
einvernehmliche Beendigung des Pensionskassenvertrages kann rechtswirksam nur
fur alle von diesem Pensionskassenvertrag erfassten Anwartschafts- und
Leistungsberechtigten gemeinsam erfolgen, sofern nicht in Kollektivvertrag,
Betriebsvereinbarung oder Vereinbarung laut Vertragsmuster festgelegt ist, dass bei
Kindigung des Pensionskassenvertrages alle Leistungsberechtigten oder alle
beitragsfrei gestellten Anwartschaftsberechtigten und Leistungsberechtigten bei der
Pensionskasse verbleiben.

(1a) Abweichend von Abs. 1 letzter Satz bedarf im Falle einer beabsichtigten

Ubertragung auf eine Einrichtung gemaR § 5 Z 4 die Kiindigung oder einvernehmliche
Beendigung des Pensionskassenvertrages der vorherigen Zustimmung der Mehrheit
der betroffenen Anwartschaftsberechtigten und der Mehrheit der betroffenen
Leistungsberechtigten. Die Pensionskasse hat die Anwartschafts- und
Leistungsberechtigten  schriftich ber die beabsichtigte Kindigung oder
einvernehmliche Beendigung des Pensionskassenvertrages, die Angaben gemaf §
11c Abs. 1 Z 1 bis 5, das Recht auf Zustimmung sowie die Modalitdten des
Abstimmungsverfahrens zu informieren. Das Abstimmungsverfahren hat so zu
erfolgen, dass das Abstimmungsverhalten nicht auf einzelne Personen zurlickverfolgt
werden kann. Den Anwartschafts- und Leistungsberechtigten ist flr die Auslibung
des Rechts auf Zustimmung eine angemessene Frist einzurdumen. Soferne nichts
anderes vereinbart wird, sind samtliche Kosten der Pensionskasse, die im
Zusammenhang mit dem Abstimmungsverfahren anfallen, vom Arbeitgeber zu
tragen.

(1b) Die Zustimmung zur Kindigung oder einvernehmlichen Beendigung gilt als erteilt,

wenn jeweils mehr als die Halfte der von der beabsichtigten Kiindigung oder
einvernehmliche Beendigung umfassten Anwartschaftsberechtigten und
Leistungsberechtigten an der Abstimmung teilnehmen und jeweils mehr als die Halfte
dieser Anwartschaftsberechtigten und Leistungsberechtigten der Kiindigung oder
einvernehmlichen Beendigung zustimmen.

(1c) Im Falle einer Kiindigung des Pensionskassenvertrages durch die Pensionskasse und

einer beabsichtigten Ubertragung auf eine Einrichtung gemaR § 5 Z 4 bedarf die
Kindigung auch der Zustimmung des Arbeitgebers. Abweichend von Abs. 1a letzter
Satz sind, soferne nichts anderes vereinbart wird, samtliche Kosten der
Pensionskasse, die im Zusammenhang mit dem Abstimmungsverfahren anfallen, von
der Pensionskasse zu tragen.

(2) Die Kundigungsfrist fur den Pensionskassenvertrag durch den Arbeitgeber oder die

Pensionskasse betragt ein Jahr; die Kindigung darf nur mit Wirksamkeit zum
Bilanzstichtag der Pensionskasse ausgesprochen werden. Die einvernehmliche
Beendigung des Pensionskassenvertrages wird frihestens zu dem Bilanzstichtag der
Pensionskasse wirksam, der zumindest sechs Monate nach der Vereinbarung der
einvernehmlichen Beendigung des Pensionskassenvertrages liegt.

(3) Nach Ausscheiden eines Arbeitgebers aus einem Konzern gemalRl § 3 Abs. 3 sind,

soweit Ubertragungsbedarf besteht und eine Ubertragung sichergestellt ist, die
gemall Abs. 4 zu Ubertragenden Vermogensteile mit Wirksamkeit zum
nachstfolgenden Bilanzstichtag der betroffenen betrieblichen Pensionskasse auf eine

Seite 21



andere Pensionskasse, eine Einrichtung (§ 5 Z 4) oder eine betriebliche
Kollektivversicherung (§ 93 VAG) eines zum Betrieb der Lebensversicherung im
Inland berechtigten Versicherungsunternehmen zu Ubertragen.

(4) Der Wert der im Falle der Kundigung zu uUbertragenden Vermogensteile ist im
Pensionskassenvertrag festzulegen und darf 100 vH der geschaftsplanmalig zu
bildenden Deckungsruckstellung zuzuglich 100 vH der Schwankungsruckstellung der
betroffenen Anwartschafts- und Leistungsberechtigten nicht unterschreiten.

(5) Die Ubertragung des Unverfallbarkeitsbetrages (§ 5 Abs. 1 und 1a BPG) eines
Anwartschaftsberechtigten nach Beendigung seines Arbeitsverhaltnisses oder nach
Widerruf durch den Arbeitgeber hat zuzlglich angemessener Verzinsung binnen
sechs Monaten nach Verlangen des Anwartschaftsberechtigten zu erfolgen. Die
Hohe des Unverfallbarkeitsbetrages ist im Pensionskassenvertrag festzulegen.

Pensionskonten
§ 18.
Die Pensionskasse hat fir jeden Anwartschafts- und Leistungsberechtigten ein
Konto, aufgeteilt nach Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeitragen, zu fihren. Dieses
Konto muss alle wesentlichen Daten fir jeden Anwartschafts- und
Leistungsberechtigten enthalten und dient der Berechnung der Deckungsrickstellung
und der Pensions- und Unverfallbarkeitsbetrage.

Informationspflichten
§ 19.

(1) Der Arbeitgeber, die Anwartschafts- und die Leistungsberechtigten haben der
Pensionskasse samtliche fur die Beitrage, Anwartschaften und Pensionsleistungen
und deren Anderung maRgeblichen Umstdnde in dem im Pensionskassenvertrag
festgelegten Ausmald unverziglich schriftlich mitzuteilen. Erfolgt diese Mitteilung nicht
oder nicht zeitgerecht, so haben sie allfdllige Nachteile daraus selbst zu tragen.
Einzelheiten sind im Pensionskassenvertrag festzulegen.

(1a) Die Informationen gemaf Abs. 2 bis 5b mlssen
1. regelmalig aktualisiert werden,

2. Kklar, pragnant und verstandlich formuliert sein,

3. Fachbegriffe vermeiden, wenn eine allgemein verstandliche Sprache verwendet
werden kann,

4. inhaltlich sowie hinsichtlich der verwendeten Terminologie konsistent und nicht
irrefiihrend sein,

5. in lesefreundlicher Form gestaltet sein,

6. in der Amtssprache des Mitgliedstaates abgefasst sein, dessen Sozial- und
Arbeitsrecht flir die Pensionskassenzusage malgeblich ist,

7. kostenlos auf einem dauerhaften Datentrdger oder einer Website oder auf
Anfrage kostenlos auf Papier zuganglich gemacht werden.

(2) Der Arbeitgeber hat potentielle Anwartschaftsberechtigte vor Einbeziehung in die
Pensionskassenvorsorge Uber
1. die Bezeichnung der Pensionskasse oder Einrichtung gemalR § 5 Z 4, den

Mitgliedstaat in dem sie zugelassen oder eingetragen ist und die zustandige
Aufsichtsbehdrde,
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2. den Inhalt des Pensionskassenvertrages, insbesondere Uber die Bestimmungen
des Pensionskassenvertrages gemal § 15 Abs. 3 VA
1,2,3,6,7, 7a, 8 bis 14 und 17, sowie

3. daruber, wo weitere Informationen erhaltlich sind,

zu informieren. Sofern sie davon betroffen sind, hat der Arbeitgeber die

Anwartschaftsberechtigten und die Pensionskasse die Leistungsberechtigten Uber

jede spatere Anderung des Pensionskassenvertrages zu informieren. Die

Pensionskassen und der Arbeitgeber haben den Anwartschafts- und

Leistungsberechtigten auf deren Verlangen unverziglich eine Kopie der die jeweilige

Zusage betreffenden Teile des Pensionskassenvertrages in Papierform auszufolgen.

(2a) Die Pensionskasse hat den Anwartschafts- und Leistungsberechtigten folgende
allgemeine Informationen zur Verfigung zu stellen:

1. die Firma der Pensionskasse oder Einrichtung gemal § 5 Z 4, der Mitgliedstaat,
in dem sie zugelassen oder eingetragen ist und die zustandige Aufsichtsbehdrde;

2. die Rechte und Pflichten der Pensionskasse, des Arbeitgebers sowie der
Anwartschafts- und Leistungsberechtigten;

3. die Grundsatze der Veranlagungspolitik der jeweiligen Veranlagungs- und
Risikogemeinschaft;

4. die Art der von den Anwartschafts- und Leistungsberechtigten zu tragenden
finanziellen Risiken;

5. eine Beschreibung tber Art und Ausmal einer Garantie durch die Pensionskasse
oder, falls keine Garantie vorgesehen ist, eine diesbeziigliche Erklarung;

6. die Optionen, die gegebenenfalls bei Eintritt des Leistungsfalles offen stehen;

7. die Wahlméglichkeiten und Modalitdten einer Ubertragung gemaR § 5 Abs. 2
BPG;

8. die Beschreibung etwaiger Wahlrechte gemaR § 12 Abs. 7 und § 12a;

9. flr Zusagen ohne unbeschrankte Nachschusspflicht des Arbeitgebers gemal § 5
Z3
a) eine Beschreibung der Mechanismen, die Versorgungsanspriche mindern
konnen,

b) eine Darstellung der Performance der jeweiligen VRG oder Sub-VG oder
Sicherheits-VRG Uber die letzten flnf Jahre,
c) die Struktur der Verwaltungskosten.

(3) Die Pensionskasse hat die Anwartschaftsberechtigten jahrlich zum Stand 31.

Dezember des vorangegangenen Geschaftsjahres tber

1. die Person des Anwartschaftsberechtigten und das im Pensionskassenvertrag
festgelegte Pensionsalter,

2. Firma und Ort der Hauptverwaltung der Pensionskasse,

3. 3.VRG, Sub-VG oder Sicherheits-VRG, in der die Pensionskassenzusage
verwaltet wird,

4. eine allfallige Garantie sowie Angabe, wo weitere Informationen verfligbar sind,

5. Beitrags- und Kapitalentwicklung,

6. einbehaltene Verwaltungskosten,

7. erworbene Anwartschaften ihrer Pensionskassenzusage,

8. eine Prognose Uber die voraussichtliche Hohe der Versorgungsleistungen samt

einem Haftungsausschluss, dass diese Prognose von der endgultigen Hohe der
Pensionsleistung abweichen kann,
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9. Veranlagung und Performance der Veranlagungs- und Risikogemeinschaft,

10. Uber alle weiteren fur die Erfullbarkeit der Pensionszusage relevanten Daten,
sofern es sich bei der zugrunde liegenden Pensionskassenzusage nicht um eine
leistungsorientierte Zusage mit unbeschrankter Nachschusspflicht des
Arbeitgebers handelt,

zu informieren. Wesentliche Anderungen gegeniiber der Information des Vorjahres

sind deutlich hervorzuheben. Die Anwartschaftsberechtigten sind weiters Uber

allenfalls ausubbare Optionen, auf die auf Anfrage erhaltlichen Informationen
gemal § 25a Abs. 3 und § 30a Abs. 2 sowie falls anwendbar auf die Informationen
gemal § 19b hinzuweisen. Die Information hat die Bezeichnung ,Leistungs-

/Renteninformation® zu enthalten.

(4) Die Pensionskasse hat die Leistungsberechtigten jahrlich zum Stand 31. Dezember
des vorangegangenen Geschéaftsjahres Uber die Kapitalentwicklung und die
einbehaltenen Verwaltungskosten zu informieren. Weiters hat die Pensionskasse die
Leistungsberechtigten Uber die Veranlagung und Performance der Veranlagungs-
und Risikogemeinschaft sowie Uber alle weiteren flr die Erflllbarkeit der
Pensionszusage relevanten Daten zu informieren, sofern es sich bei der zugrunde
liegenden Pensionskassenzusage nicht um eine leistungsorientierte Zusage mit
unbeschrankter Nachschusspflicht des Arbeitgebers handelt. Wesentliche
Anderungen gegeniiber der Information des Vorjahres sind deutlich hervorzuheben.
Zusétzlich sind die Leistungsberechtigten bei jeder Anderung der Pensionsleistungen
zu informieren. Die Pensionsleistung darf erst mit Ende des dritten Monats, nach dem
die Information Uber eine Kiirzung der Pensionsleistung dem Leistungsberechtigten
zur Verfugung gestellt wurde, gekurzt werden.

(5) Die Pensionskasse hat
1. den Anwartschaftsberechtigten bei Erreichen des im Pensionskassenvertrages

festgelegten Pensionsalters oder auf Anfrage Uber die Auszahlungsoptionen und

2. den Leistungsberechtigten bei Eintritt des Leistungsfalles tUber den erworbenen
Anspruch auf Alters-, Hinterbliebenen- oder Invaliditatsleistung sowie Uber die
Zahlungsmodalitaten und Auszahlungsoptionen der Pension

zu informieren.

(5a) Die Pensionskasse hat den Anwartschafts- und Leistungsberechtigten auf deren
Verlangen fur jene VRG, Sub-VG oder Sicherheits-VRG, in der die
Pensionskassenzusage verwaltet wird, binnen angemessener Frist flir héchstens die
letzten drei Geschaftsjahre
1. eine Kennzahl fur die Gesamtkostenquote in der Form, dass alle Kosten, die

durch die Pensionskasse oder Dritte dem der VRG zugeordneten Vermogen
angelastet werden, als Prozentsatz bezogen auf das der VRG zugeordnete
Vermobgen zu berechnen sind, und

2. einen reprasentativen Performancevergleich

anzugeben.

(5b) Die Pensionskasse hat die Leistungsberechtigten bei einer Veradnderung der
Pensionsleistung auf deren Verlangen binnen angemessener Frist in einer
schematischen Darstellung Uber die einzelnen Ursachen und Ergebnisquellen zu
informieren.

(5¢c) Die Pensionskasse hat einer kollektivvertragsfahigen Interessenvertretung der
Arbeitnehmer auf Anfrage jene leistungsrelevanten Teile des Geschaftsplanes zur
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Verfligung zu stellen, die im Einzelfall und auf Antrag eines Anwartschafts- oder
Leistungsberechtigten fiir die Uberpriifung der Angaben gemaR Abs. 3 bis 5 und 5b
erforderlich sind.

(6) Die FMA hat Berechnungsmethode und Szenarien fir die Prognose gemal Abs. 3 Z
8 sowie fur den Inhalt und die Gliederung der Information gemaf Abs. 2a, 3, 4 und 5
durch Verordnung festzulegen, dabei hat sie auf die Interessen der Anwartschafts-
und Leistungsberechtigten, eine gute Vergleichbarkeit und Transparenz sowie das
volkswirtschaftliche Interesse an einem funktionierenden Pensionskassenwesen
Bedacht zu nehmen.

§ 19b.

(1) Die Pensionskasse hat einem Anwartschaftsberechtigten, Hinterbliebenen oder
Versicherten (§ 93 VAG 2016) auf Anfrage vor einer Entscheidung gemal § 12
Abs. 7 oder § 12a Abs. 2 dieses Bundesgesetzes oder § 5 Abs. 5, § 5a Abs. 1, § 6¢
Abs. 5 oder § 6e Abs. 1 BPG auf einem dauerhaften Datentrager gemaf Art. 3 Abs. 1
der delegierten Verordnung (EU) 2017/565 zu informieren. Die Pensionskasse hat
Uber die Information wund Entscheidung des Anwartschaftsberechtigten
Aufzeichnungen zu flihren und diese mindestens sieben Jahre aufzubewahren. Die
Aufzeichnungen sind auf einem Datentrager aufzubewahren, damit diese der FMA
auch in Zukunft unverziglich zuganglich gemacht werden kdénnen.

(2) Die Information gemal Abs.1 hat abhangig von der Art der beabsichtigten
Entscheidung
1. fir den Anwartschaftsberechtigten die Hoéhe des Unverfallbarkeitsbetrages

gemal § 5 Abs. 1 BPG;

2. die im Geschaftsplan festgelegten relevanten Parameter jener VRG, Sub-VG
oder Sicherheits-VRG, der der Anwartschaftsberechtigte zugeordnet ist;

3. die im Geschéaftsplan festgelegten relevanten Parameter jener VRG, Sub-VG
oder Sicherheits-VRG, in die der Anwartschaftsberechtigte oder Versicherte
einbezogen werden soll oder wechseln will;

4. hinsichtlich eines Ubertrittes in eine Sicherheits-VRG (§ 12a Abs. 2)

a) die voraussichtliche Héhe der garantierten ersten Monatspension,

b) die Modalitaten der Valorisierung der garantierten ersten Monatspension,

c) die Veranlagungsstrategie sowie Ertragschancen und —risken,

d) die Auswirkungen eines Wechsels aus einer Pensionskassenzusage mit
Mindestertragsgarantie in die Sicherheits-VRG

e) die Hohe der Vergltung fur die Veranlagung des Vermdgens der
Sicherheits-VRG gemal § 16a Abs. 4a sowie

f) einen besonders hervorgehobenen Hinweis auf den Verbleib der
Leistungsberechtigten in der Sicherheits-VRG bei Kundigung des
Pensionskassenvertrages;

5. hinsichtlich der Wahimaoglichkeit einer VRG oder Sub-VG (§ 12 Abs. 7) die
Veranlagungsstrategie sowie die Ertragschancen und -risken;

6. vor einer Entscheidung gemall §6c Abs.5 oder §6e Abs.1 BPG eine
Darstellung der Unterschiede zwischen der betrieblichen Kollektivversicherung
und einer Pensionskassenzusage;

7. auf Basis der bisher erworbenen Anwartschaft oder des
Unverfallbarkeitsbetrages gemall §6¢c Abs.1 BPG unter Annahme des
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Gleichbleibens der zuletzt geleisteten Beitrage oder Pramienleistungen des
Arbeitgebers und Arbeitnehmers Prognosen der jeweils kunftigen Entwicklung
der Anwartschaft und der Pensionsleistung, wobei den Berechnungen neben
dem  geschaftsplanmaligen  Rechnungszins auch  mindestens  drei
unterschiedliche Annahmen Uber die Ertragsentwicklung zu Grunde zu legen
sind,

zu enthalten.

(3) Die FMA hat den Inhalt und die Gliederung der Information gemafl Abs. 1 und 2

sowie Vorgaben zu den Berechnungen nach Abs.2 Z7 durch Verordnung
festzulegen. Sie hat dabei das Interesse an einem funktionierenden
Pensionskassenwesen sowie die Interessen der Anwartschaftsberechtigten an einer
ausreichenden, vergleichbaren und klar verstandlichen Information zu
berlcksichtigen.

Verordnung zu §§ 19, 19b:
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer

=20008110

§ 25a.

(4) aufgehoben.

§ 28.

Beratungsausschuss

(1) Die Pensionskasse kann fur jede Veranlagungs- und Risikogemeinschaft einen

Beratungsausschul} errichten.

(2) Der Beratungsausschuf hat folgende Aufgaben und Rechte:

1. Die Erstattung von Vorschlagen uber die Veranlagungspolitik der betreffenden
Veranlagungs- und Risikogemeinschaft;

2. die Einsicht in den Jahresabschlu® und in den Rechenschaftsbericht der
betreffenden Veranlagungs- und Risikogemeinschaft;

3. Informationsrechte gegentiber dem Vorstand und dem Aufsichtsrat hinsichtlich
der die Veranlagungs- und Risikogemeinschaft betreffenden Geschéfte;

4. das Recht auf Berichterstattung und Antragstellung in der Hauptversammlung der
Pensionskasse;

5. die Erstattung von Vorschlagen an den Aufsichtsrat zur Behandlung bestimmter
Tagesordnungspunkte und das Recht auf Entsendung eines Vertreters mit
beratender Stimme in die Aufsichtsratssitzung, in der dieser Tagesordnungspunkt
behandelt wird.

(3) Der Beratungsausschufd besteht aus einer vom Aufsichtsrat festzulegenden Anzahl

von Personen, die zu gleichen Teilen vom Vorstand der Pensionskasse und von
Vertretern der Anwartschafts- und Leistungsberechtigten im Aufsichtsrat zu bestellen
sind.

(4) Der Beratungsausschuf} gibt sich seine Geschéaftsordnung selbst. Empfehlungen und

Antrage werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen beschlossen.
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§ 30a.

(2) Die Rechenschaftsberichte der Veranlagungs- und Risikogemeinschaften sowie der
Prafungsbericht Uber die Rechenschaftsberichte der Veranlagungs- und
Risikogemeinschaften sind den Mitgliedern des Aufsichtsrates der Pensionskasse
unverziglich zu Ubermitteln. Der Jahresabschluss und der Lagebericht der
Pensionskasse sowie der Rechenschaftsbericht fir die jeweilige Veranlagungs- und
Risikogemeinschaft ist auf Verlangen den beitragleistenden Arbeitgebern, den
Anwartschafts- und Leistungsberechtigten oder den zustandigen Betriebsraten
unverzlglich zur Verfiugung zu stellen. Darlber hinaus bestehen Kkeine
Verpflichtungen zur Offenlegung oder Veroffentlichung der Rechenschaftsberichte.

Schutz von Bezeichnungen
§ 43.

(1) Die Bezeichnung “Pensionskasse” oder Wortverbindungen, die diese Bezeichnung
enthalten, durfen im Firmenwortlaut, im Geschéaftsverkehr und in der Werbung nur
von Pensionskassen verwendet werden. Die Bezeichnung “Einrichtung” oder
“Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung” oder Wortverbindungen, die diese
Bezeichnung enthalten, durfen im Firmenwortlaut, im Geschaftsverkehr und in der
Werbung nur von Einrichtungen oder Pensionskassen verwendet werden.

(2) Die Werbung, die in irrefihrender Weise den Anschein erweckt, dal® eine
Pensionskasse oder Einrichtung betrieben wird, ist verboten.

Ubertragung
§ 48.

(1) Die Ubertragung von Anwartschaften und Leistungsverpflichtungen aus direkten
Leistungszusagen oder von Ansprichen aus dem Bezlugegesetz, BGBI. Nr.
273/1972, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 64/1997 oder auf Grund
gleichartiger landesgesetzlicher Regelungen, auf eine Pensionskasse im Sinne
dieses Bundesgesetzes ist unter folgenden Voraussetzungen zulassig:

1. Die Uberweisung des Deckungserfordernisses zuziglich der Rechnungszinsen
an die Pensionskasse hat ab dem Zeitpunkt der Ubertragung binnen langstens
zehn Jahren zu erfolgen;

2. die Uberweisung des Deckungserfordernisses zuziiglich der Rechnungszinsen
hat jahrlich mindestens mit je einem Zehntel zu erfolgen; vorzeitige
Uberweisungen sind zulassig;

3. die Ubernommene Verpflichtung des Arbeitgebers, das Deckungserfordernis in
Raten zu Ubertragen, bleibt durch
a) den Eintritt des Leistungsfalles,

b) den Entfall des Anspruches oder

c) die Beendigung des Arbeitsverhaltnisses wahrend des

Ubertragungszeitraumes

unberthrt. Im Falle einer Abfindung (§ 1 Abs. 2 PKG, § 5 Abs. 4 BPG oder § 5
Abs. 2 AVRAG) oder einer Ubertragung (§ 5 Abs. 2 Z 1 bis 4 BPG) eines
Unverfallbarkeitsbetrages hat der Arbeitgeber spatestens zum Abfindungs- oder
Ubertragungszeitpunkt den aushaftenden Teil des Deckungserfordernisses
vorzeitig an die Pensionskasse zu Uberweisen.
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(2) Kommt der Arbeitgeber seiner Verpflichtung zur Uberweisung des

Deckungserfordernisses gemal’ Abs. 1 nicht nach, weil die Voraussetzungen

1. des § 6 Abs. 1 Z2 BPG oder

2. fur die Eréffnung des Konkurses (§§ 66 und 67 10) vorliegen,

SO hat die Pensionskasse  die  betroffenen  Anwartschaften und
Leistungsverpflichtungen entsprechend anzupassen. Die Anpassung hat nach den im
Geschéftsplan anzugebenden Formeln zu erfolgen. Der Arbeitgeber hat das
Vorliegen der Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 Z 2 BPG der Pensionskasse
gegeniiber glaubhaft zu machen. Das Einstellen der Uberweisung des
Deckungserfordernisses durch den Arbeitgeber setzt ferner voraus, dall der
Arbeitgeber seine laufenden Beitragsleistungen an die Pensionskasse widerrufen hat.

(3) Kommt der Arbeitgeber auf Grund des Eintrittes einer der in Abs. 2 Z 1 oder 2

genannten Voraussetzungen seiner Verpflichtungen zur Uberweisung des
Deckungserfordernisses nicht nach, so entsteht aus dem noch ausstehenden Tell
des Deckungserfordernisses ein Anspruch aus einer direkten Leistungszusage des
Arbeitgebers. Die Errechnung des Anspruches hat nach den Rechnungsgrundlagen,
die in der Pensionskasse flir diesen Pensionskassenvertrag verwendet werden, zu
erfolgen. Auf diesen Anspruch gegeniber dem Arbeitgeber ist Abschnitt 3 des BPG
anzuwenden. Die sonstigen Leistungsbedingungen dieser direkten Leistungszusage
ergeben sich aus den dem Pensionskassenvertrag zugrunde liegenden
Vereinbarungen zwischen dem Arbeitgeber und den Anwartschafts- und
Leistungsberechtigten.

(4) Aus dem Anspruch nach Abs. 3 ist der Unverfallbarkeitsbetrag, auf den der

Anwartschaftsberechtigte gegenuber dem Arbeitgeber Anspruch hat, nach Maligabe

der folgenden Bestimmungen zu errechnen:

1. Der Unverfallbarkeitsbetrag entspricht dem Barwert der Anwartschaften, die sich
aus dem Anspruch nach Abs. 3 ergeben;

2. bei der Errechnung des Unverfallbarkeitsbetrages ist der in der Pensionskasse
verwendete Rechnungszinsful3 zugrunde zu legen; er darf jedoch 6 vH nicht
unterschreiten;

3. bei der Errechnung des Unverfallbarkeitsbetrages ist das Risiko der Invaliditat
nicht zu berucksichtigen;

4. der Unverfallbarkeitsbetrag ist mit der HOhe des ausstehenden Teils des
Deckungserfordernisses beschrankt.

(5) Wenn der nach den Vorschriften des § 7 Abs. 3 Z 1 BPG fir die direkte

Leistungszusage nach Abs. 3 errechnete Unverfallbarkeitsbetrag den gemafl Abs. 4
errechneten Unverfallbarkeitsbetrag, verzinst mit dem Rechnungszinsful? (§ 14 Abs. 7
Z 6 EStG 1988), Ubersteigt, so gilt dieser hdhere Wert.

(6) Bei einer Ubertragung nach Abs. 1 kdnnen auch geleistete Arbeitnehmerbeitrége

Ubertragen werden, wobei

1. der Arbeitnehmer diese Ubertragung nur vor der Ubertragung nach Abs. 1
verlangen kann und

2. die Uberweisung der Arbeitnehmerbeitrdge zum Zeitpunkt der Ubertragung nach
Abs. 1 zur Ganze zu erfolgen hat.

(7) Bei der Ubertragung von Anwartschaften und Leistungsverpflichtungen aus einer

direkten Leistungszusage ohne Hinterbliebenenversorgung nach Abs. 1, die vor dem
1. Juli 1990 erteilt wurde, ist abweichend von § 1 Abs. 2 die Zusage der
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Pensionskasse auf Hinterbliebenenversorgung nicht erforderlich. Dies erstreckt sich
jedoch nur auf jene Anwartschafts- und Leistungsberechtigten, denen diese Leistung
bereits vor dem 1. Juli 1990 zugesagt wurde und auf jene direkten Leistungszusagen,
bei denen seit 1. Juli 1990 sowie im Zuge der Ubertragung keine wesentlichen
Anderungen erfolgt sind. Nach erfolgter Ubertragung diirfen solche Zusagen nur
dann geéandert werden, wenn sie danach § 1 Abs. 2 entsprechen. Fir die
Uberweisung des Deckungserfordernisses sind Abs. 1 bis 5 anzuwenden.

(8) Die Ubertragung der Anspriiche aus einer Lebens- oder Gruppenrentenversicherung

ist nach Abs. 1 zuldssig, wobei zum Zeitpunkt der Ubertragung die Uberweisung zur
Ganze zu erfolgen hat.
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	2. der Arbeitgeber Träger einer betrieblichen Pensionskasse ist oder zugunsten seiner Arbeitnehmer einer überbetrieblichen Pensionskasse beigetreten ist oder für seine Arbeitnehmer eine betriebliche Kollektivversicherung abgeschlossen hat. 
	1. im Rahmen von Arbeitsverhältnissen der land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter, im Sinne des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287; 
	2. auf Grund der Bundesforste-Dienstordnung 1986, BGBl. Nr. 298; 
	1. Beiträge an eine Pensionskasse oder an eine Einrichtung im Sinne des § 5 Z 4 Pensionskassengesetz (PKG), 
	Hinterbliebenenpensionen entsprechend der im Pensionskassenvertrag oder Versicherungsvertrag festgelegten Dauer zu leisten; 
	(1) Die Errichtung einer betrieblichen Pensionskasse oder der Beitritt zu einer betrieblichen oder überbetrieblichen Pensionskasse bedarf mit Ausnahme der in Abs. 2 genannten Fälle nach Maßgabe des § 15 Abs. 4 PKG, zur Rechtswirksamkeit des Abschlusses einer Betriebsvereinbarung oder in den Fällen des Abs. 1a eines Kollektivvertrages. Kollektivvertrag oder Betriebsvereinbarung haben jedenfalls zu regeln: 
	1. ein Kollektivvertrag zum Stichtag 1. Jänner 1997 eine betriebliche Alters(Hinterbliebenen)versorgung vorsieht, oder 
	2. 
	1. Wegfall der kollektivvertraglichen Pensionskassenzusage durch Wechsel der Kollektivvertragsangehörigkeit oder 
	2. Erlöschen des Kollektivvertrages durch Kündigung 
	(2) Für Arbeitnehmer, die von keinem Betriebsrat vertreten sind oder für die kein Kollektivvertrag (im Sinne der Abs. 1 und 1a) gilt, bedarf der Beitritt zu einer Pensionskasse des vorherigen Abschlusses einer Vereinbarung mit dem Arbeitgeber, die nach einem Vertragsmuster unter Berücksichtigung des § 18 zu gestalten ist. Dieses Vertragsmuster hat die in Abs. 1 genannten Angelegenheiten zu regeln. 
	(3) Werden Ansprüche ehemaliger Arbeitnehmer aus direkten Leistungszusagen auf eine Pensionskasse übertragen, ist Abs. 2 anzuwenden. 
	(4) Hat sich der Arbeitnehmer verpflichtet, eigene Beiträge zu leisten, kann er seine Beitragsleistung jederzeit einstellen oder für einen Zeitraum von mindestens zwei Jahren aussetzen oder einschränken. Der Arbeitnehmer kann seine Beitragsleistung auch dann einstellen, aussetzen oder einschränken, wenn der Arbeitgeber eine entsprechende Änderung seiner Beitragsleistung zulässigerweise vornimmt (§ 6). Die Beiträge des Arbeitnehmers dürfen die Summe der jährlichen Beiträge des Arbeitgebers nicht übersteigen,
	1. in den in § 6 genannten Fällen oder 
	2. in den Fällen, in denen der Arbeitnehmer zusätzlich zu einer leistungsorientierten Zusage des Arbeitgebers eigene Beiträge (beitragsorientiert) leistet und die Beiträge des Arbeitgebers sich zulässigerweise vermindern, ohne dass die Zusage verändert wird, oder 
	3. der Arbeitnehmer eigene Beiträge bis zu der in § 108a des Einkommensteuergesetzes, 
	(1) Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses vor Eintritt des Leistungsfalles wird die aus eigenen Beiträgen des Arbeitnehmers und Beiträgen des Arbeitgebers an eine Pensionskasse bisher erworbene Anwartschaft auf Alters- und Hinterbliebenenversorgung unverfallbar. In der Vereinbarung nach § 3 kann vorgesehen werden, daß die aus Arbeitgeberbeiträgen erworbene Anwartschaft erst nach Ablauf eines Zeitraumes von höchstens drei Jahren nach Beginn der Beitragszahlung des Arbeitgebers an die Pensionskasse unverfal
	1. bei individueller Führung der Schwankungsrückstellung (§§ 24 und 24a PKG) als das Maximum aus der Deckungsrückstellung abzüglich der Verwaltungskosten für die Leistung des Unverfallbarkeitsbetrages und 95% der dem Anwartschaftsberechtigten zugeordneten Deckungsrückstellung zuzüglich 95% des Anteils an der Schwankungsrückstellung, oder 
	2. bei globaler Führung der Schwankungsrückstellung (§§ 24 und 24a PKG) als 
	a) 100% der dem/der Anwartschaftsberechtigten zugeordneten Deckungsrückstellung oder 
	b) das Maximum aus der Deckungsrückstellung abzüglich der Verwaltungskosten für die Leistung des Unverfallbarkeitsbetrages und 95 vH der dem/der Anwartschaftsberechtigten zugeordneten Deckungsrückstellung zuzüglich 95 vH des Anteils an der Schwankungsrückstellung. 
	(2) Der Arbeitnehmer kann nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
	1. die Umwandlung des Unverfallbarkeitsbetrages gemäß Abs. 1a in eine beitragsfrei gestellte Anwartschaft verlangen; bei Eintritt des Leistungsfalles hat der Leistungsberechtigte gegen die Pensionskasse einen Anspruch aus der 
	beitragsfrei gestellten Anwartschaft; im Falle einer beitragsorientierten Zusage sind zusätzlich die anteiligen Veranlagungserträge und anteiligen versicherungstechnischen Gewinne oder Verluste bis zum Leistungsfall zu berücksichtigen; 
	3. die Übertragung des Unverfallbarkeitsbetrages gemäß Abs. 1a in eine direkte Leistungszusage eines neuen Arbeitgebers verlangen, wenn ein Arbeitgeberwechsel unter Wahrung der Pensionsansprüche aus dem bisherigen Arbeitsverhältnis innerhalb eines Konzerns stattfindet; 
	4. die Übertragung des Unverfallbarkeitsbetrages gemäß Abs. 1a in eine ausländische Altersversorgungseinrichtung verlangen, wenn der Arbeitnehmer seinen Arbeitsort dauernd ins Ausland verlegt; 
	5. die Fortsetzung nur mit eigenen Beiträgen verlangen, wenn auf Grund einer Leistungszusage mindestens fünf Jahre Beiträge geleistet wurden, oder wenn ein Arbeitgeberwechsel innerhalb eines Konzerns stattfindet. 
	(3) Gibt der/die Arbeitnehmer/in binnen sechs Monaten keine Erklärung über die Verwendung seines/ihres Unverfallbarkeitsbetrages gemäß Abs. 1a ab, ist dieser in eine beitragsfrei gestellte Anwartschaft (Abs. 2 Z 1) umzuwandeln. Verlangt der/die Arbeitnehmer/in zu einem späteren Zeitpunkt die Übertragung dieser Anwartschaft in die Pensionskasse oder in eine Einrichtung im Sinne des § 5 Z 4 PKG oder in eine betriebliche Kollektivversicherung oder in eine Gruppenrentenversicherung eines/einer neuen Arbeitgeber
	Veranlagungserträge und anteiligen versicherungstechnischen Gewinne oder Verluste bis zum Zeitpunkt der Übertragung nach denselben Rechenregeln, die bei der Berechnung des Unverfallbarkeitsbetrages bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses zugrunde zu legen waren. 
	(4) Sofern der Unverfallbarkeitsbetrag gemäß Abs. 1a im Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses den sich aus § 1 Abs. 2 und 2a PKG jeweils ergebenden Betrag nicht übersteigt, kann der Arbeitnehmer abgefunden werden; über sein Verlangen ist er abzufinden. Unterbleibt eine Abfindung nach dem ersten Satz, kann bis zum Ablauf von zwölf Monaten nach dem Ende des Arbeitsverhältnisses zwischen der Pensionskasse und dem/der Arbeitnehmer/in vereinbart werden, dass die nach § 5 Abs. 3 erster Satz beitragsfr
	(5) Der/Die Arbeitnehmer/in kann nach nachweislicher Information gemäß § 19b PKG und § 98 VAG 2016 bei Eintritt des Leistungsfalles die Übertragung des Unverfallbarkeitsbetrages gemäß Abs. 1a von der Pensionskasse in eine betriebliche Kollektivversicherung verlangen, sofern der/die Arbeitgeber/in bereits eine betriebliche Kollektivversicherung gemäß § 6a abgeschlossen hat. 
	(1) Der/Die Arbeitnehmer/in kann, sofern dies im Kollektivvertrag, in der Betriebsvereinbarung oder im Vertragsmuster vorgesehen ist und der/die Arbeitgeber/in bereits eine betriebliche Kollektivversicherung gemäß § 6a abgeschlossen hat, nach nachweislicher Information gemäß § 19b PKG und § 98 VAG 2016 ab dem Jahr, in dem er/sie das 55. Lebensjahr vollendet, gegenüber der Pensionskasse und dem/der Arbeitgeber/in schriftlich erklären, dass vom/von der Arbeitgeber/in zum 1. Jänner des folgenden Kalenderjahres
	(2) Die Erklärung des/der Arbeitnehmers/in nach Abs. 1 erster Satz muss bis 31. Oktober eines Kalenderjahres beim/bei der Arbeitgeber/in und der Pensionskasse eingehen, damit die Prämienzahlung in die betriebliche Kollektivversicherung und die Übertragung des Unverfallbarkeitsbetrages zum 1. Jänner des folgenden Kalenderjahres wirksam wird. 
	(3) Hat der/die Arbeitnehmer/in eigene Beiträge geleistet, hat er/sie im Fall einer Verfügung nach Abs. 1 ab dem 1. Jänner des folgenden Kalenderjahres Prämien in derselben Höhe in die betriebliche Kollektivversicherung zu leisten. 
	(4) Der/Die Arbeitnehmer/in kann einen Wechsel in die betriebliche Kollektivversicherung nach Abs. 1 als auch einen Wechsel in die Pensionskasse nach § 6e Abs. 1 jeweils 
	nur einmal verlangen. Mit Eintritt des Leistungsfalls ist der Wechsel in die betriebliche Kollektivversicherung jedenfalls unwiderruflich. 
	(1) Der Arbeitgeber kann die laufenden Beitragsleistungen nur dann einstellen (Widerruf), wenn 
	1. dies im Kollektivvertrag, in der Betriebsvereinbarung oder im Vertragsmuster vorgesehen ist, 
	2. sich die wirtschaftliche Lage des Unternehmens nachhaltig so wesentlich verschlechtert, daß die Aufrechterhaltung der zugesagten Leistung eine Gefährdung des Weiterbestandes des Unternehmens zur Folge hätte und 
	3. in Betrieben, in denen ein zuständiger Betriebsrat besteht, mindestens drei Monate vor dem Einstellen der Beitragsleistung eine Beratung mit diesem Betriebsrat erfolgt ist. Zu dieser Beratung kann der Betriebsrat eine fachkundige Person beiziehen, die über alle ihr bekannt gewordenen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse Verschwiegenheit zu bewahren hat. 
	(2) Widerruft der Arbeitgeber, so bleibt dem Arbeitnehmer die bisher erworbene Anwartschaft erhalten. Im Zeitpunkt des Widerrufs ist ein Unverfallbarkeitsbetrag nach denselben Rechenregeln wie nach § 5 Abs. 1a zu errechnen, wobei jedoch eine allfällige Unverfallbarkeitsfrist unbeachtlich ist. 
	(3) Der Arbeitnehmer kann nach Widerruf 
	1. die Umwandlung des Unverfallbarkeitsbetrages gemäß Abs. 2 in eine beitragsfrei gestellte Anwartschaft verlangen; bei Eintritt des Leistungsfalles hat der Leistungsberechtigte gegen die Pensionskasse einen Anspruch, der sich aus der beitragsfrei gestellten Anwartschaft, im Falle einer beitragsorientierten Zusage unter Berücksichtigung der anteiligen Veranlagungserträge und anteiligen versicherungstechnischen Gewinne oder Verluste bis zum Leistungsfall ergibt; 
	2. die Übertragung des Unverfallbarkeitsbetrages gemäß Abs. 2 in eine Rentenversicherung ohne Rückkaufsrecht verlangen; 
	3. die Fortsetzung nur mit eigenen Beiträgen verlangen. 
	(4) Gibt der Arbeitnehmer binnen sechs Monaten keine Erklärung über die Verwendung seines Unverfallbarkeitsbetrages gemäß Abs. 2 ab, gilt § 5 Abs. 3. 
	(5) Sofern der Unverfallbarkeitsbetrag gemäß Abs. 2 im Zeitpunkt des Widerrufs den sich aus § 1 Abs. 2 und 2a PKG jeweils ergebenden Betrag nicht übersteigt, kann der Arbeitnehmer abgefunden werden; über sein Verlangen ist er abzufinden. 
	(6) Der Arbeitgeber kann die laufenden Beitragsleistungen nur dann und so lange aussetzen oder einschränken, als 
	1. dies im Kollektivvertrag, in der Betriebsvereinbarung oder im Vertragsmuster vorgesehen ist, 
	2. zwingende wirtschaftliche Gründe vorliegen und 
	3. in Betrieben, in denen ein zuständiger Betriebsrat besteht, mindestens drei Monate vor dem Aussetzen oder Einschränken der Beitragsleistung eine Beratung mit diesem Betriebsrat erfolgt ist. Zu dieser Beratung kann der Betriebsrat eine fachkundige Person beiziehen, die über alle ihr bekannt gewordenen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse Verschwiegenheit zu bewahren hat. 
	(7) Werden Beiträge des Arbeitgebers ausgesetzt oder eingeschränkt, so kann der Arbeitnehmer für denselben Zeitraum 
	1. seine Beiträge aussetzen oder im selben Ausmaß einschränken, 
	2. seine Beiträge in der bisherigen Höhe weiterzahlen oder 
	3. auch die Beiträge des Arbeitgebers übernehmen. 
	(8) Durch Aussetzen oder Einschränken der Beiträge des Arbeitgebers oder Arbeitnehmers wird der Ablauf der Unverfallbarkeitsfrist (§ 5 Abs. 1 Satz 2) nicht berührt. 
	(1) Der/Die Arbeitnehmer/in kann, sofern dies im Kollektivvertrag, in der Betriebsvereinbarung oder im Vertragsmuster vorgesehen ist und der/die Arbeitgeber/in bereits einen Pensionskassenvertrag gemäß § 15 PKG abgeschlossen hat, nach nachweislicher Information gemäß§ 98 VAG 2016 und § 19b PKG ab dem Jahr in dem er/sie das 55. Lebensjahr vollendet, gegenüber dem Versicherungsunternehmen und dem/der Arbeitgeber/in schriftlich erklären, dass vom/von der Arbeitgeber/in zum 1. Jänner des folgenden Kalenderjahre
	(2) Die Erklärung des/der Arbeitnehmers/in nach Abs. 1 erster Satz muss bis 31. Oktober eines Kalenderjahres beim/bei der Arbeitgeber/in und dem Versicherungsunternehmen eingehen, damit die Beitragszahlung in die Pensionskasse und die Übertragung des Unverfallbarkeitsbetrages zum 1. Jänner des folgenden Kalenderjahres wirksam wird. 
	(3) Hat der/die Arbeitnehmer/in eigene Prämien geleistet, hat er/sie im Fall einer Verfügung nach Abs. 1 ab dem 1. Jänner des folgenden Kalenderjahres Beiträge in derselben Höhe in die Pensionskasse zu leisten. 
	(4) Der/Die Arbeitnehmer/in kann einen Wechsel in die Pensionskasse nach Abs. 1 als auch einen Wechsel in die betriebliche Kollektivversicherung nach § 5a Abs. 1 jeweils nur einmal verlangen. Mit Eintritt des Leistungsfalls ist der Wechsel in die Pensionskasse jedenfalls unwiderruflich. 
	(1) Die in diesem Bundesgesetz geregelten Versorgungsleistungen dürfen durch Versorgungsleistungen, die auf Beiträgen der Leistungsberechtigten beruhen, nicht gemindert werden. Dies gilt nicht für Leistungen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, soweit sie auf Pflichtbeiträgen beruhen, sowie für Versorgungsleistungen, die zumindest zur Hälfte auf Beiträgen oder Zuschüssen des Arbeitgebers beruhen. 
	(2) Der Wert des vom Arbeitgeber zu erbringenden Teils der Gesamtversorgung, der sich im Zeitpunkt des Leistungsfalls ergibt, darf durch eine spätere Erhöhung von anrechenbaren Versorgungsleistungen nicht gemindert werden. 
	(1) Sofern betriebliche Pensionszusagen einen Leistungsanspruch für den Fall des Bezugs einer befristeten Invaliditäts- oder Berufsunfähigkeitspension vorsehen, gebührt dieser Anspruch auch bei Feststellung einer mindestens sechsmonatigen Invalidität oder Berufsunfähigkeit durch den Versicherungsträger gemäß § 367 Abs. 4 ASVG für die Dauer des Bezuges von Rehabilitationsgeld nach § 143a ASVG oder Umschulungsgeld nach § 39b des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609/1977. 
	(2) Abs. 1 gilt auch für Leistungszusagen und Leistungen im Sinne des § 1 Abs. 3 Z 2. 
	(1) Der Arbeitgeber hat dem Anwartschaftsberechtigten, ehemaligen Arbeitnehmer oder Hinterbliebenen mit einem Leistungsanspruch auf Verlangen jährlich Auskunft über das Ausmaß der Anwartschaft zum Bilanzstichtag zu erteilen sowie darüber, in welcher Höhe er Leistungen bei Eintritt des Leistungsfalles beanspruchen kann. 
	(2) Die Verpflichtung zur Auskunftserteilung im Sinne des Abs. 1 trifft bei zugesagten Pensionskassenleistungen die Pensionskasse, bei Lebensversicherungen oder betrieblichen Kollektivversicherungen das Versicherungsunternehmen. 
	(1) Der Arbeitgeber hat den arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz einzuhalten und ist verpflichtet, bei Einschränkung oder Widerruf von Rechten nach diesem Bundesgesetz Leistungs- und Anwartschaftsberechtigte nach ausgewogenen, willkürliche oder sachfremde Differenzierungen zwischen Arbeitnehmern oder Arbeitnehmergruppen ausschließenden Grundsätzen zu behandeln. 
	(2) Bei Leistungszusagen gemäß Abschnitt 2 oder 2a muss den Arbeitnehmern oder Arbeitnehmergruppen des Betriebes eine ausgewogene, willkürliche und sachfremde Differenzierungen ausschließende Beteiligung am Pensionskassensystem oder System der betrieblichen Kollektivversicherung ermöglicht werden. 
	(3) Verstöße gegen das Gleichbehandlungsgebot gemäß Abs. 1 und 2 bewirken einen Angleichungsanspruch des in seinen Rechten Geschmälerten. 
	1. bei Eintritt des Leistungsfalles der Barwert des Auszahlungsbetrages 9 300 Euro nicht übersteigt oder 
	2. sich eine Person, die einen Anspruch im Sinne dieses Bundesgesetzes auf eine Hinterbliebenenpension hat, wiederverehelicht hat. Die Betragsgrenze der Z 1 gilt in diesem Falle nicht. 
	1. Den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Tätigkeit ausgeübt werden soll; 
	2. den Namen und den Ort der Hauptverwaltung des Arbeitgebers; 
	3. die Hauptmerkmale des für diesen Arbeitgeber zu betreibenden Altersversorgungssystems. 
	1. Den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Zweigstelle errichtet werden soll; 
	2. die Anschrift, unter der die Unterlagen der Pensionskasse im Tätigkeitsmitgliedstaat angefordert werden können und an die die für die verantwortlichen Leiter bestimmten Mitteilungen gerichtet werden können; 
	3. die Namen der verantwortlichen Leiter der Zweigstelle, die mit einer ausreichenden Vollmacht versehen sein müssen, um die Pensionskasse 
	gegenüber Dritten zu verpflichten und sie bei den Behörden und vor den Gerichten des Tätigkeitsmitgliedstaates zu vertreten. 
	(6) In höchstens drei VRG können für unterschiedliche Veranlagungsstrategien höchstens fünf Subveranlagungsgemeinschaften (Sub-VG) eingerichtet werden. Die Grenzen des § 23 Abs. 1 Z 3a und des § 25 sind auf jede Sub-VG gesondert anzuwenden. 
	(7) Sofern die Pensionskasse mehrere VRG oder Sub-VG mit Ausnahme der Sicherheits-VRG mit unterschiedlichen Veranlagungsstrategien anbietet und dies im Pensionskassenvertrag (§ 15 Abs. 3 Z 7a) entsprechend dem Kollektivvertrag, der Betriebsvereinbarung oder der Vereinbarung gemäß Vertragsmuster vereinbart wurde, gilt für Zusagen ohne unbeschränkte Nachschusspflicht des Arbeitgebers Folgendes: 
	1. Bei Einbeziehung in die Pensionskassenzusage wird der Anwartschaftsberechtigte oder der Leistungsberechtigte in der im Pensionskassenvertrag festgelegten VRG oder Sub-VG verwaltet. 
	2. Bis zum Zeitpunkt des Abrufes der Pensionskassenleistung kann der Anwartschaftsberechtigte höchstens dreimal und jeweils nach nachweislicher Information gemäß § 19b gegenüber der Pensionskasse schriftlich den Wechsel in eine andere VRG oder Sub-VG erklären. Diese Erklärung muss bis 31. Oktober eines Kalenderjahres bei der Pensionskasse eingehen, damit der Wechsel zum 1. Jänner des folgenden Kalenderjahres wirksam wird; abweichend davon kann die Erklärung spätestens mit Abruf der Pensionskassenleistung ab
	3. Abweichend von Z 2 wird für einen Anwartschaftsberechtigten der Wechsel in eine andere VRG oder Sub-VG zu festgesetzten Stichtagen wirksam, sofern dies im Pensionskassenvertrag entsprechend dem Kollektivvertrag, der Betriebsvereinbarung oder der Vereinbarung gemäß Vertragsmuster vereinbart wurde. Der Anwartschaftsberechtigte kann diesen Wechsel durch eine Erklärung gemäß Z 2 abändern. Die Anzahl der Wechselmöglichkeiten und die Fristen der Z 2 sind anzuwenden. 
	(1) Die Pensionskasse hat, sofern nicht Abs. 6 angewendet wird, abweichend von § 12 Abs. 2 und 4 eine auf Veranlagungssicherheit und Pensionsstabilität ausgerichtete VRG zu führen (Sicherheits-VRG), die folgende Bedingungen erfüllen muss: 
	1. Es dürfen weder Pensionskassenzusagen 
	a) mit Mindestertragsgarantie noch 
	b) mit unbeschränkter Nachschusspflicht des Arbeitgebers 
	2. Die Pensionskasse hat zu garantieren, dass die dem Leistungsberechtigten gebührende monatliche Pension zu keinem Zeitpunkt geringer ist, als jene erste Monatspension, die sich zum Zeitpunkt des erstmaligen Abrufes der Pensionskassenleistung aus der Verrentung der für den Leistungsberechtigten gebildeten Deckungsrückstellung ergibt. 
	3. Der Wert der garantierten ersten Monatspension gemäß Z 2 ist nach jeweils fünf Jahren zum nächstfolgenden Bilanzstichtag mit jenem Zinssatz aufzuzinsen, der sich für das vorangegangene Geschäftsjahr aus der Hälfte der durchschnittlichen monatlichen Sekundärmarktrendite der Bundesanleihen oder eines an seine Stelle tretenden Indexes der vorangegangenen 60 Monate abzüglich 0,75 Prozentpunkte errechnet. Dieser Zinssatz darf nicht negativ sein. 
	4. Wenn zum Bilanzstichtag das verbleibende Ergebnis einer VRG zu einer Entnahme der Deckungsrückstellung führt und die neu berechnete Pension die gemäß Z 2 und 3 garantierte Monatspension unterschreitet, ist im Folgejahr dem Leistungsberechtigten monatlich die Differenz auf die gemäß Z 2 und 3 garantierte Monatspension aus den Eigenmitteln der Pensionskasse gutzuschreiben. 
	5. Der Geschäftsplan hat neben den Angaben gemäß § 20 Abs. 2 folgende Abweichungen und Ergänzungen zu enthalten: 
	a) Die Grundsätze und Formeln für die Berechnung der garantierten ersten Monatspension für die Alterspension und die Hinterbliebenenversorgung; 
	b) die Vorgangsweise bei der Anpassung von Rechnungsgrundlagen; 
	c) die Schwankungsrückstellung ist für Anwartschafts- und Leistungsberechtigte 
	6. Abweichend von § 23 Abs. 1 Z 3a dürfen höchstens 40 vH gemäß § 23 Abs. 1 Z 3a lit. c und insgesamt höchstens 80 vH des der Sicherheits-VRG zugeordneten Vermögens gewidmet werden. Die Pensionskasse hat der FMA unter Anschluss geeigneter Nachweise bis 30. November jedes Geschäftsjahres das Vorhandensein ausreichender Liquiditätsreserven für die Erfüllbarkeit der Pensionsleistungen für die folgenden Geschäftsjahre darzulegen. 
	7. Die Bildung einer negativen Schwankungsrückstellung gemäß § 24a Abs. 8 ist nicht zulässig. 
	8. Die Grenze des § 25 Abs. 3 Z 2 ist anzuwenden. 
	(2) Der Anwartschaftsberechtigte kann zum Zeitpunkt des Abrufes der Pensionskassenleistung, jedenfalls aber ab dem Jahr, in dem er das 55. Lebensjahr vollendet, bis spätestens zum Zeitpunkt des Abrufes der Pensionskassenleistung nach nachweislicher Information gemäß § 19b gegenüber der Pensionskasse schriftlich den Wechsel in die Sicherheits-VRG erklären. Die Erklärung muss bis 31. Oktober eines Kalenderjahres bei der Pensionskasse eingehen, damit der Wechsel zum 1. Jänner des folgenden Kalenderjahres wirks
	der Wechsel wird dann mit der ersten Pensionsleistung wirksam. Die Erklärung kann auch mit Abruf einer Hinterbliebenenpension nach dem Ableben eines Anwartschaftsberechtigten abgegeben werden, der Wechsel wird dann mit der ersten Pensionsleistung wirksam. 
	(3) Bis zum Abruf der Pensionskassenleistung kann der Anwartschaftsberechtigte einer Sicherheits-VRG nach nachweislicher Information gemäß § 19b gegenüber der Pensionskasse schriftlich den Wechsel in jene VRG erklären, in der die Pensionskassenzusage vor dem Wechsel in die Sicherheits-VRG verwaltet wurde. Für Leistungsberechtigte ist ein Wechsel unzulässig. 
	(4) Die für den Anwartschaftsberechtigten zum Übertragungsstichtag gebildete Deckungsrückstellung und Schwankungsrückstellung ist wie folgt in die Sicherheits-VRG zu übertragen: 
	1. Fällt der Übertragungsstichtag auf einen Bilanzstichtag, so ist der Schwankungsrückstellung der Sicherheits-VRG jener anteilige Betrag zuzuführen, der dem prozentuellen Ausmaß der in der Sicherheits-VRG gebildeten Schwankungsrückstellung bezogen auf das zugeordnete durchschnittliche Vermögen (§ 20 Abs. 2 Z 5) zu diesem Bilanzstichtag entspricht. 
	2. Fällt der Übertragungsstichtag nicht auf einen Bilanzstichtag, so ist der Schwankungsrückstellung der Sicherheits-VRG jener anteilige Betrag zuzuführen, der dem prozentuellen Ausmaß der in der Sicherheits-VRG gebildeten Schwankungsrückstellung bezogen auf das zugeordnete durchschnittliche Vermögen (§ 20 Abs. 2 Z 5) zum letzten Bilanzstichtag entspricht. 
	3. Übersteigt die dem Anwartschaftsberechtigten zugeordnete Schwankungsrückstellung den Dotierungsbetrag gemäß Z 1 oder 2, so ist der Überschussbetrag der Deckungsrückstellung des Anwartschaftsberechtigten zuzuführen. 
	4. Unterschreitet die dem Anwartschaftsberechtigten zugeordnete Schwankungsrückstellung den Dotierungsbetrag gemäß Z 1 oder 2, so ist der Fehlbetrag der Deckungsrückstellung des Anwartschaftsberechtigten zu entnehmen. 
	(5) Abweichend von § 17 Abs. 1 verbleiben bei Kündigung des Pensionskassenvertrages die Leistungsberechtigten der Sicherheits-VRG bei der Pensionskasse. § 15 Abs. 3a ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass durch Abs. 1 Z 5 bedingte Änderungen des Pensionskassenvertrages zulässig sind. 
	(6) Sofern eine Pensionskasse keine Sicherheits-VRG eingerichtet hat, hat sie mit einer überbetrieblichen Pensionskasse einen Kooperationsvertrag abzuschließen, damit für jene Anwartschaftsberechtigten der Pensionskasse, die von der Wahlmöglichkeit gemäß Abs. 2 Gebrauch machen, der Übertragungsbetrag gemäß Abs. 4 in eine Sicherheits-VRG der überbetrieblichen Pensionskasse übertragen werden kann. Die überbetriebliche Pensionskasse hat den Anwartschaftsberechtigten gemäß § 19b zu informieren. In der Betriebsv
	(7) Soferne der Anwartschaftsberechtigte aus einer Pensionskassenzusage mit Mindestertragsgarantie einen Wechsel in die Sicherheits-VRG gemäß Abs. 2 erklärt, bedarf es im Pensionskassenvertrag sowie im Kollektivvertrag, in der 
	Betriebsvereinbarung oder in der Vereinbarung gemäß Vertragsmuster nach dem Betriebspensionsgesetz sowie in der Erklärung gemäß § 3 Abs. 2 PKVG oder einer gleichartigen landesgesetzlichen Vorschrift keiner Vereinbarung über den Ausschluss der Mindestertragsgarantie gemäß § 2 Abs. 1. Eine allfällige Leistung aus der Mindestertragsgarantie ist bei einem Wechsel mit Abruf der Pensionskassenleistung bei der Ermittlung der garantieren ersten Monatspension gemäß Abs. 1 Z 2 nicht zu berücksichtigen. Bei einem Wech
	(1) Der Pensionskassenvertrag ist zwischen der Pensionskasse und dem beitretenden Arbeitgeber abzuschließen. Darin sind 
	1. für Pensionskassenzusagen, die dem Betriebspensionsgesetz unterliegen, entsprechend dem Kollektivvertrag, der Betriebsvereinbarung oder der Vereinbarung gemäß Vertragsmuster nach dem Betriebspensionsgesetz oder 
	2. für Zusagen aus einem anderen Mitgliedstaat entsprechend den in diesem Mitgliedstaat geltenden einschlägigen arbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften 
	1. Die Höhe der Beitragszahlungen, die der Arbeitgeber zu leisten hat; 
	2. die Höhe vereinbarter Beitragszahlungen der Arbeitnehmer; 
	3. Zahlungsweise und Fälligkeit der laufenden Beitragszahlungen; 
	4. die Höhe der Verzugszinsen gemäß § 16 Abs. 3; 
	5. die Art der Beitrags- oder Leistungsanpassung bei Auftreten von zusätzlichen Deckungserfordernissen; 
	6. Bestimmungen über die Verpflichtung des Arbeitgebers, der Anwartschafts- und der Leistungsberechtigten, der Pensionskasse sämtliche für die Beiträge, die Anwartschaften und die Pensionsleistungen und deren Änderung maßgebliche Umstände mitzuteilen; 
	7. der allfällige Ausschluss der Leistung des Mindestertrages durch die Pensionskasse; 
	8. die zum Zeitpunkt des Abschlusses des Pensionskassenvertrages geltenden Grundsätze der Veranlagungspolitik; dies kann auch durch Beifügung der 
	Erklärung über die Grundsätze der Veranlagungspolitik (§ 25a) als Anhang zum Pensionskassenvertrag erfolgen; 
	9. die Art der mit der Pensionskassenzusage verbundenen Risiken aus der Veranlagung sowie der versicherungstechnischen Risiken sowie die Aufteilung dieser Risiken auf Pensionskasse, Arbeitgeber, Anwartschaftsberechtigte und Leistungsberechtigte; 
	10. die Voraussetzungen weiterer Beitragsleistungen des Arbeitnehmers nach Beendigung seines Arbeitsverhältnisses; 
	11. die Berechnung der unverfallbar gewordenen Anwartschaften bei Ausscheiden eines Anwartschaftsberechtigten während des Jahres; 
	12. die Voraussetzungen, bei deren Vorliegen ein Arbeitnehmer auch den Arbeitgeberbeitrag leisten kann (§ 6 Betriebspensionsgesetz); 
	13. die Voraussetzungen für den beitragsfreien Verbleib eines Arbeitnehmers nach Beendigung seines Arbeitsverhältnisses, insbesondere die Art der Kostenberechnung und die Höhe der Kostenanlastung (Verwaltungskostenbeitrag) gegenüber dem Arbeitnehmer; 
	14. die Art der Kostenberechnung und Höhe der Kostenanlastung (Verwaltungskosten) gegenüber 
	a) dem Arbeitgeber, 
	b) den Anwartschafts- und Leistungsberechtigten in der Veranlagungs- und Risikogemeinschaft  
	c) sowie gegenüber dem beitragleistenden Arbeitnehmer für den Fall, dass der Arbeitgeber die Beitragszahlung vorübergehend aus zwingenden wirtschaftlichen Gründen aussetzt oder einschränkt oder die Leistungszusage widerruft; 
	15. die näheren Voraussetzungen für die Kündigung; 
	16. die Art der Übertragung der dem Arbeitgeber und den Anwartschafts- und Leistungsberechtigten zugeordneten Vermögensanteile für den Fall der Kündigung; 
	17. die Höhe der gemäß § 17 Abs. 4 zu übertragenden Vermögensanteile und des Unverfallbarkeitsbetrages gemäß § 17 Abs. 5; 
	18. die Erklärung des Arbeitgebers gegenüber der Pensionskasse, daß § 3 des Betriebspensionsgesetzes eingehalten wurde. 
	1. Informationspflichten des Arbeitnehmers gegenüber der Pensionskasse; 
	2. Informationspflichten der Pensionskasse gegenüber dem Arbeitnehmer; 
	3. eine allfällige Erklärung des Arbeitnehmers gemäß §§ 5 Abs. 2 Z 5 oder 6 Abs. 3 Z 3 BPG; 
	4. Zahlungsweise und Fälligkeit allfälliger Beitragszahlungen; 
	5. Zahlungsweise und Fälligkeit der Leistungen. 
	(1) Personen gemäß § 5 Z 1 lit. b oder c dürfen nur einbezogen werden, wenn bei der Gestaltung der Pensionskassenzusage dem § 18 Abs. 2 BPG Rechnung getragen wurde und das Beitrags- und Leistungsrecht in seiner Gesamtheit dem der Personen gemäß § 5 Z 1 lit. a entspricht, wobei jedenfalls 
	1. sämtliche im PKG und BPG normierten Fristen für alle Anwartschaftsberechtigten gleich anzuwenden sind und 
	2. keine Differenzierung nach Stichtagen für die Einbeziehung in die Pensionskasse oder den Ausschluß aus der Pensionskasse bestehen darf. 
	(2) Sofern Personen gemäß § 5 Z 1 lit. b oder c einbezogen werden, so 
	1. hat der Pensionskassenvertrag zusätzlich folgende Bestimmungen zu enthalten: 
	a) Die Höhe der Bemessungsgrundlage des Beitrages für Personen gemäß § 5 Z 1 lit. b oder c, wobei die Bemessungsgrundlage das Maximum aus der doppelten jährlichen ASVG-Höchstbeitragsgrundlage und 150 vH der Bemessungsgrundlage des bestverdienenden Arbeitnehmers nicht übersteigen darf; 
	b) das Pensionsalter; dieses hat dem Pensionsalter, das im Pensionskassenvertrag für Anwartschaftsberechtigte gemäß § 5 Z 1 lit. a festgesetzt ist, zu entsprechen; 
	c) die Voraussetzungen für die Gewährung einer Invaliditätsvorsorge, wobei eine Leistung nur dann erbracht werden darf, wenn ein rechtskräftiger Bescheid einer gesetzlichen Pensionsversicherungsanstalt oder einer berufsständischen Altersvorsorgeeinrichtung auf Zuerkennung einer Berufsunfähigkeitspension vorliegt; 
	2. sind folgende Bestimmungen zusätzlich anzuwenden: 
	a) § 3 Abs. 4 BPG hinsichtlich einer zusätzlichen eigenen Beitragsleistung; 
	b) § 4 BPG hinsichtlich der Verfügungs- und Exekutionsbeschränkungen von gemäß Z 3 in Verbindung mit § 5 BPG unverfallbaren Anwartschaften; 
	c) § 5 BPG hinsichtlich der Unverfallbarkeit der Beitragsleistung; das Ausscheiden aus der Funktion im Sinne des § 5 Z 1 lit. b oder c ist einer Beendigung des Dienstverhältnisses gleichzusetzen; 
	d) § 6 BPG hinsichtlich des Einstellens, Aussetzens oder Einschränkens der Beitragsleistung. 
	(3) Sofern Personen gemäß § 5 Z 1 lit. e einbezogen werden, hat der Pensionskassenvertrag auf Basis einer zwischen diesen Personen und dem Arbeitgeber abzuschließenden Einzelvereinbarung insbesondere die Höhe des Deckungserfordernisses gemäß § 48, das Leistungsrecht sowie die Anwendbarkeit des § 5 BPG hinsichtlich der Unverfallbarkeit der Beitragsleistung zu enthalten. 
	(1) Pensionskassenbeiträge sind die Beiträge der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer an die Pensionskasse; sie enthalten auch den Verwaltungskostenbeitrag. 
	(2) Der Arbeitgeber hat seine Beiträge und die vereinbarten Arbeitnehmerbeiträge, die vom Lohn oder Gehalt abzuziehen sind, zu den jeweiligen Lohn- oder Gehaltsauszahlungsfälligkeiten an die Pensionskasse rechtzeitig zu überweisen. Abweichende Vereinbarungen im Pensionskassenvertrag sind zulässig. 
	(3) Im Pensionskassenvertrag sind Verzugszinsen in marktgerechter Höhe vorzusehen. 
	(4) In eine Pensionskasse können auch Beträge aus einer anderen Pensionskasse, einer Einrichtung (§ 5 Z 4), einer betrieblichen Kollektivversicherung (§ 93 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 2016 – VAG 2016, BGBl. I Nr. 34/2015), einer Einrichtung der zusätzlichen Pensionsversicherung nach § 479 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), 
	(1) Die Pensionskasse ist berechtigt, von den Pensionskassenbeiträgen und vom Deckungserfordernis gemäß 
	(2) Die Pensionskasse ist berechtigt, bei Berechnung oder Übertragung eines Unverfallbarkeitsbetrages (
	(3) Die Pensionskasse ist berechtigt, für die Verwaltung beitragsfreier Anwartschaften jährlich einen Kostenbeitrag in Höhe von höchstens 0,5 vH der jeweiligen Deckungsrückstellung zu verrechnen, wobei der Kostenbeitrag den Betrag von 100 Euro je beitragsfreier Anwartschaft nicht übersteigen darf. 
	(4) Für die Veranlagung des Vermögens der Veranlagungs- und Risikogemeinschaft ist die Pensionskasse berechtigt, vom Veranlagungsergebnis eine Vergütung einzubehalten, die angemessen und marktüblich sein muss. 
	1. Die Pensionskasse darf die Vergütung nur in Höhe von 50 vH bezogen auf die diesen Leistungsberechtigten zugeordnete Deckungsrückstellung dem diesen Leistungsberechtigten zugeordneten Vermögen entnehmen. Verzichtet die Pensionskasse auf die weiteren 50 vH der Vergütung, so sind bezogen auf diese Leistungsberechtigten die Z 2 bis 6 nicht anzuwenden. 
	2. Für den verbleibenden Teil der Vergütung ist in der VRG eine Verbindlichkeit gegenüber der Pensionskasse auszuweisen. 
	3. Diesen Leistungsberechtigten ist im nächsten Geschäftsjahr ein Zuschuss zur Pension in Höhe des verbleibenden Teiles der Vergütung auszuzahlen; für diesen Zuschuss ist in der VRG ein sonstiges Aktivum auszuweisen. 
	4. Der ausschüttbare Gewinn eines Geschäftsjahres darf um den in der Bilanz der Pensionskasse ausgewiesenen Forderungsbetrag für den verbleibenden Teil der Vergütung nicht vermehrt werden. 
	5. Die Entnahme des in der VRG verbliebenen Teils der Vergütung ist in Folgejahren nur dann zulässig, wenn nach Zuweisung des Rechnungszinses auf die Deckungsrückstellung der Leistungsberechtigten die verbleibenden Veranlagungserträge für eine Entnahme ausreichen. 
	6. Kann das sonstige Aktivum bis zehn Jahre nach dessen Bildung nicht durch Entnahme des in der VRG verbliebenen Teils der Vergütung aufgelöst werden, so ist dieses zu Lasten der in der VRG ausgewiesenen korrespondierenden Verbindlichkeit gegenüber der Pensionskasse aufzulösen. 
	7. Die Berechnung gemäß Z 1 bis 6 hat für jeden Leistungsberechtigten auf individueller Basis zu erfolgen. 
	(5) Die Absolutbeträge gemäß Abs. 2 und 3 werden entsprechend dem von der Statistik Österreich verlautbarten Verbraucherpreisindex 1996 – Sondergliederung „Dienstleistungen“ mit dem Wert valorisiert, der sich aus der Veränderung des Wertes für den Monat Juli eines Kalenderjahres gegenüber dem für Jänner 2006 verlautbarten Wert ergibt. Der neue Betrag ist von der FMA kundzumachen und gilt ab 1. Jänner des Folgejahres. 
	(6) Sämtliche Verwaltungskosten gemäß Abs. 1 bis 4 sind im Pensionskassenvertrag zu vereinbaren (
	(1) Eine Kündigung des Pensionskassenvertrages durch den Arbeitgeber oder durch die Pensionskasse oder eine einvernehmliche Beendigung des Pensionskassenvertrages ist nur zulässig und rechtswirksam, wenn eine Übertragung der gemäß Abs. 4 zu übertragenden Vermögensteile auf eine andere Pensionskasse, eine Einrichtung (§ 5 Z 4), eine betriebliche Kollektivversicherung (§ 93 VAG 2016) 
	eines zum Betrieb der Lebensversicherung im Inland berechtigten Versicherungsunternehmens oder eine Einrichtung der zusätzlichen Pensionsversicherung nach § 479 ASVG sichergestellt ist. Die Kündigung oder einvernehmliche Beendigung des Pensionskassenvertrages kann rechtswirksam nur für alle von diesem Pensionskassenvertrag erfassten Anwartschafts- und Leistungsberechtigten gemeinsam erfolgen, sofern nicht in Kollektivvertrag, Betriebsvereinbarung oder Vereinbarung laut Vertragsmuster festgelegt ist, dass be
	(2) Die Kündigungsfrist für den Pensionskassenvertrag durch den Arbeitgeber oder die Pensionskasse beträgt ein Jahr; die Kündigung darf nur mit Wirksamkeit zum Bilanzstichtag der Pensionskasse ausgesprochen werden. Die einvernehmliche Beendigung des Pensionskassenvertrages wird frühestens zu dem Bilanzstichtag der Pensionskasse wirksam, der zumindest sechs Monate nach der Vereinbarung der einvernehmlichen Beendigung des Pensionskassenvertrages liegt. 
	(3) Nach Ausscheiden eines Arbeitgebers aus einem Konzern gemäß § 3 Abs. 3 sind, soweit Übertragungsbedarf besteht und eine Übertragung sichergestellt ist, die gemäß Abs. 4 zu übertragenden Vermögensteile mit Wirksamkeit zum nächstfolgenden Bilanzstichtag der betroffenen betrieblichen Pensionskasse auf eine 
	andere Pensionskasse, eine Einrichtung (§ 5 Z 4) oder eine betriebliche Kollektivversicherung (§ 93 VAG) eines zum Betrieb der Lebensversicherung im Inland berechtigten Versicherungsunternehmen zu übertragen. 
	(4) Der Wert der im Falle der Kündigung zu übertragenden Vermögensteile ist im Pensionskassenvertrag festzulegen und darf 100 vH der geschäftsplanmäßig zu bildenden Deckungsrückstellung zuzüglich 100 vH der Schwankungsrückstellung der betroffenen Anwartschafts- und Leistungsberechtigten nicht unterschreiten. 
	(5) Die Übertragung des Unverfallbarkeitsbetrages (§ 5 Abs. 1 und 1a BPG) eines Anwartschaftsberechtigten nach Beendigung seines Arbeitsverhältnisses oder nach Widerruf durch den Arbeitgeber hat zuzüglich angemessener Verzinsung binnen sechs Monaten nach Verlangen des Anwartschaftsberechtigten zu erfolgen. Die Höhe des Unverfallbarkeitsbetrages ist im Pensionskassenvertrag festzulegen. 
	(1) Der Arbeitgeber, die Anwartschafts- und die Leistungsberechtigten haben der Pensionskasse sämtliche für die Beiträge, Anwartschaften und Pensionsleistungen und deren Änderung maßgeblichen Umstände in dem im Pensionskassenvertrag festgelegten Ausmaß unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Erfolgt diese Mitteilung nicht oder nicht zeitgerecht, so haben sie allfällige Nachteile daraus selbst zu tragen. Einzelheiten sind im Pensionskassenvertrag festzulegen. 
	1. regelmäßig aktualisiert werden, 
	2. klar, prägnant und verständlich formuliert sein, 
	3. Fachbegriffe vermeiden, wenn eine allgemein verständliche Sprache verwendet werden kann, 
	4. inhaltlich sowie hinsichtlich der verwendeten Terminologie konsistent und nicht irreführend sein, 
	5. in lesefreundlicher Form gestaltet sein, 
	6. in der Amtssprache des Mitgliedstaates abgefasst sein, dessen Sozial- und Arbeitsrecht für die Pensionskassenzusage maßgeblich ist, 
	7. kostenlos auf einem dauerhaften Datenträger oder einer Website oder auf Anfrage kostenlos auf Papier zugänglich gemacht werden. 
	1. die Bezeichnung der Pensionskasse oder Einrichtung gemäß 
	2. den Inhalt des Pensionskassenvertrages, insbesondere über die Bestimmungen des Pensionskassenvertrages gemäß 
	3. darüber, wo weitere Informationen erhältlich sind, 
	1. die Firma der Pensionskasse oder Einrichtung gemäß § 5 Z 4, der Mitgliedstaat, in dem sie zugelassen oder eingetragen ist und die zuständige Aufsichtsbehörde; 
	2. die Rechte und Pflichten der Pensionskasse, des Arbeitgebers sowie der Anwartschafts- und Leistungsberechtigten; 
	3. die Grundsätze der Veranlagungspolitik der jeweiligen Veranlagungs- und Risikogemeinschaft; 
	4. die Art der von den Anwartschafts- und Leistungsberechtigten zu tragenden finanziellen Risiken; 
	5. eine Beschreibung über Art und Ausmaß einer Garantie durch die Pensionskasse oder, falls keine Garantie vorgesehen ist, eine diesbezügliche Erklärung; 
	6. die Optionen, die gegebenenfalls bei Eintritt des Leistungsfalles offen stehen; 
	7. die Wahlmöglichkeiten und Modalitäten einer Übertragung gemäß § 5 Abs. 2 BPG; 
	8. die Beschreibung etwaiger Wahlrechte gemäß § 12 Abs. 7 und § 12a; 
	9. für Zusagen ohne unbeschränkte Nachschusspflicht des Arbeitgebers gemäß § 5 Z 3 
	1. die Person des Anwartschaftsberechtigten und das im Pensionskassenvertrag festgelegte Pensionsalter, 
	2. Firma und Ort der Hauptverwaltung der Pensionskasse, 
	3. 3. VRG, Sub-VG oder Sicherheits-VRG, in der die Pensionskassenzusage verwaltet wird, 
	4. eine allfällige Garantie sowie Angabe, wo weitere Informationen verfügbar sind, 
	5. Beitrags- und Kapitalentwicklung, 
	6. einbehaltene Verwaltungskosten, 
	7. erworbene Anwartschaften ihrer Pensionskassenzusage, 
	8. eine Prognose über die voraussichtliche Höhe der Versorgungsleistungen samt einem Haftungsausschluss, dass diese Prognose von der endgültigen Höhe der Pensionsleistung abweichen kann, 
	9. Veranlagung und Performance der Veranlagungs- und Risikogemeinschaft, 
	10. über alle weiteren für die Erfüllbarkeit der Pensionszusage relevanten Daten, sofern es sich bei der zugrunde liegenden Pensionskassenzusage nicht um eine leistungsorientierte Zusage mit unbeschränkter Nachschusspflicht des Arbeitgebers handelt, 
	(4) Die Pensionskasse hat die Leistungsberechtigten jährlich zum Stand 31. Dezember des vorangegangenen Geschäftsjahres über die Kapitalentwicklung und die einbehaltenen Verwaltungskosten zu informieren. Weiters hat die Pensionskasse die Leistungsberechtigten über die Veranlagung und Performance der Veranlagungs- und Risikogemeinschaft sowie über alle weiteren für die Erfüllbarkeit der Pensionszusage relevanten Daten zu informieren, sofern es sich bei der zugrunde liegenden Pensionskassenzusage nicht um ein
	(5) Die Pensionskasse hat 
	1. den Anwartschaftsberechtigten bei Erreichen des im Pensionskassenvertrages festgelegten Pensionsalters oder auf Anfrage über die Auszahlungsoptionen und 
	2. den Leistungsberechtigten bei Eintritt des Leistungsfalles über den erworbenen Anspruch auf Alters-, Hinterbliebenen- oder Invaliditätsleistung sowie über die Zahlungsmodalitäten und Auszahlungsoptionen der Pension 
	1. eine Kennzahl für die Gesamtkostenquote in der Form, dass alle Kosten, die durch die Pensionskasse oder Dritte dem der VRG zugeordneten Vermögen angelastet werden, als Prozentsatz bezogen auf das der VRG zugeordnete Vermögen zu berechnen sind, und 
	2. einen repräsentativen Performancevergleich 
	(6) Die FMA hat Berechnungsmethode und Szenarien für die Prognose gemäß Abs. 3 Z 8 sowie für den Inhalt und die Gliederung der Information gemäß Abs. 2a, 3, 4 und 5 durch Verordnung festzulegen, dabei hat sie auf die Interessen der Anwartschafts- und Leistungsberechtigten, eine gute Vergleichbarkeit und Transparenz sowie das volkswirtschaftliche Interesse an einem funktionierenden Pensionskassenwesen Bedacht zu nehmen. 
	(1) Die Pensionskasse hat einem Anwartschaftsberechtigten, Hinterbliebenen oder Versicherten (§ 93 VAG 2016) auf Anfrage vor einer Entscheidung gemäß § 12 Abs. 7 oder § 12a Abs. 2 dieses Bundesgesetzes oder § 5 Abs. 5, § 5a Abs. 1, § 6c Abs. 5 oder § 6e Abs. 1 BPG auf einem dauerhaften Datenträger gemäß Art. 3 Abs. 1 der delegierten Verordnung (EU) 2017/565 zu informieren. Die Pensionskasse hat über die Information und Entscheidung des Anwartschaftsberechtigten Aufzeichnungen zu führen und diese mindestens 
	(2) Die Information gemäß Abs. 1 hat abhängig von der Art der beabsichtigten Entscheidung 
	1. für den Anwartschaftsberechtigten die Höhe des Unverfallbarkeitsbetrages gemäß § 5 Abs. 1 BPG; 
	2. die im Geschäftsplan festgelegten relevanten Parameter jener VRG, Sub-VG oder Sicherheits-VRG, der der Anwartschaftsberechtigte zugeordnet ist; 
	3. die im Geschäftsplan festgelegten relevanten Parameter jener VRG, Sub-VG oder Sicherheits-VRG, in die der Anwartschaftsberechtigte oder Versicherte einbezogen werden soll oder wechseln will; 
	4. hinsichtlich eines Übertrittes in eine Sicherheits-VRG (§ 12a Abs. 2) 
	a) die voraussichtliche Höhe der garantierten ersten Monatspension, 
	b) die Modalitäten der Valorisierung der garantierten ersten Monatspension, 
	c) die Veranlagungsstrategie sowie Ertragschancen und –risken, 
	d) die Auswirkungen eines Wechsels aus einer Pensionskassenzusage mit Mindestertragsgarantie in die Sicherheits-VRG 
	e) die Höhe der Vergütung für die Veranlagung des Vermögens der Sicherheits-VRG gemäß § 16a Abs. 4a sowie 
	f) einen besonders hervorgehobenen Hinweis auf den Verbleib der Leistungsberechtigten in der Sicherheits-VRG bei Kündigung des Pensionskassenvertrages; 
	5. hinsichtlich der Wahlmöglichkeit einer VRG oder Sub-VG (§ 12 Abs. 7) die Veranlagungsstrategie sowie die Ertragschancen und -risken; 
	6. vor einer Entscheidung gemäß § 6c Abs. 5 oder § 6e Abs. 1 BPG eine Darstellung der Unterschiede zwischen der betrieblichen Kollektivversicherung und einer Pensionskassenzusage; 
	7. auf Basis der bisher erworbenen Anwartschaft oder des Unverfallbarkeitsbetrages gemäß § 6c Abs. 1 BPG unter Annahme des 
	Gleichbleibens der zuletzt geleisteten Beiträge oder Prämienleistungen des Arbeitgebers und Arbeitnehmers Prognosen der jeweils künftigen Entwicklung der Anwartschaft und der Pensionsleistung, wobei den Berechnungen neben dem geschäftsplanmäßigen Rechnungszins auch mindestens drei unterschiedliche Annahmen über die Ertragsentwicklung zu Grunde zu legen sind, 
	(3) Die FMA hat den Inhalt und die Gliederung der Information gemäß Abs. 1 und 2 sowie Vorgaben zu den Berechnungen nach Abs. 2 Z 7 durch Verordnung festzulegen. Sie hat dabei das Interesse an einem funktionierenden Pensionskassenwesen sowie die Interessen der Anwartschaftsberechtigten an einer ausreichenden, vergleichbaren und klar verständlichen Information zu berücksichtigen. 
	(4) aufgehoben. 
	(1) Die Pensionskasse kann für jede Veranlagungs- und Risikogemeinschaft einen Beratungsausschuß errichten. 
	(2) Der Beratungsausschuß hat folgende Aufgaben und Rechte: 
	1. Die Erstattung von Vorschlägen über die Veranlagungspolitik der betreffenden Veranlagungs- und Risikogemeinschaft; 
	2. die Einsicht in den Jahresabschluß und in den Rechenschaftsbericht der betreffenden Veranlagungs- und Risikogemeinschaft; 
	3. Informationsrechte gegenüber dem Vorstand und dem Aufsichtsrat hinsichtlich der die Veranlagungs- und Risikogemeinschaft betreffenden Geschäfte; 
	4. das Recht auf Berichterstattung und Antragstellung in der Hauptversammlung der Pensionskasse; 
	5. die Erstattung von Vorschlägen an den Aufsichtsrat zur Behandlung bestimmter Tagesordnungspunkte und das Recht auf Entsendung eines Vertreters mit beratender Stimme in die Aufsichtsratssitzung, in der dieser Tagesordnungspunkt behandelt wird. 
	(3) Der Beratungsausschuß besteht aus einer vom Aufsichtsrat festzulegenden Anzahl von Personen, die zu gleichen Teilen vom Vorstand der Pensionskasse und von Vertretern der Anwartschafts- und Leistungsberechtigten im Aufsichtsrat zu bestellen sind. 
	(4) Der Beratungsausschuß gibt sich seine Geschäftsordnung selbst. Empfehlungen und Anträge werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen beschlossen. 
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